Bierteljähriger Abonnementspr. in Bredlau 5 Mark, Wochen⸗Abonnem. 50 Pf., 


außerhalb pro Quartal incl. Perto 6 Mark 50 Bf. — Inſertionsgebühr für den 


Raum einer ſechstheiligen Petit⸗Zeile 20 Pf., Reclame 50 Pf. 
Nr. 220. Mittag⸗Ausgabe. 


Deutſchland. 

0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 

45. Sitzung vom 10. Mai. 

11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Hofmann, Hobrecht und zahl⸗ 

reiche Commiſſarien. 0 0 . 
Der Abg. Krieger (Weimar), bisher Kreisgerichtsrath, iſt zum Appel⸗ 
lationsgerichtsrath in Meiningen ernannt worden; da er ſein Mandat als 
nicht erloſchen betrachtet, fo geht ſein desfallſiges Schreiben an die Geſchäfts⸗ 


ordnungs⸗Commiſſion. 


Die erſte Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend ſtatiſtiſche Erbe ⸗ 
bungen über die Tabaksfabrikation und den Tabakbandel und 
die Feſtſtellung eines Nachtrages zum Reichsbausbaltsetat für 1878 und 79 
wird vom Präſidenten des Reichskanzleramtes Hofmann eingeleitet: Nach 
alle dem, was über die Stellung der Parteien dieſes Hauſes zu dem vor: 
liegenden Geſetzentwurf laut geworden, läßt ſich erwarten, daß an auf 
lebhaften Widerſpruch ſtoßen wird. Die Bedenken richten ſich aber zum 
großen Theil nicht gegen den Inhalt der Vorlage ſelbſt, ſondern vielmehr 

egen die Bedeutung und Tragweite, die man ihr, veranlaßt durch frühere 
erhandlungen, beimißt. Bei der Vorlage wegen höherer Beſteuerung des 
Tabaks gingen die Regierungen davon aus, daß es Aufgabe der Finanz⸗ 
politik des Reiches ſei, die eigenen Einnahmen deſſelben zu erhöhen, nicht 


blos, um die Matricularbeiträge zu beſeitigen, ſondern auch, um eine Steuer⸗ 


reform, welche auch die Steuerſyſteme der Einzelſtaaten umfaßt, anzubahnen. 
Die Regierungen erblicken einen Mangel der jetzigen Beſteuerung in Deutſch⸗ 
land darin, daß ein zu großer Theil der Bedürfniſſe des Staates durch 
directe Steuern gedeckt wird. Daß wir in der Entwickelung der indirecten 
Steuern hinter anderen Nationen zurückgeblieben, erklart ſich aus der früberen 
Zerrifienbeit Deuiſchlands: indirecte Steuern find nur in einem großen, 
einheitlichen wirthſchaftlichen Verkehrsgebiete entwickelungs fähig. 

Ein ſolches Gebiet beitand bei uns im Zollverein, der aber, da ihm das 
Ausgabebudget fehlte, nicht das Bedürfniß hatte, feine Einnahmen zu decken. 
Der frühere deuiſche Bund beſaß kein eigenes Steuerrecht und deckte feine 
geringen Ausgaben durch Matricularumlagen, und fo blieb den Einzelſtaa⸗ 
ten nichts übrig, als ſich weſentlich auf die directen Steuern zu ſtützen. 
So iſt es gekommen, daß die directen Steuern in Deutſchland 
einen größeren Beitrag zur Geſammtlaſt beitragen als in anderen größeren 
Staaten. Nun iſt bereſts bei der Berathung der Tabaksſteuervorlage bier 
im Hauſe anerkannt worden, daß eine weitere Vermehrung der directen 
Steuern nicht ins Auge gefaßt werden könne. Unter dieſen Umftänden 
trüt an das Reich die Pflicht heran, die zu Gebote ftehenden Einnahme ⸗ 
quellen zu benutzen, um ſeinen eigenen Bedarf zu decken und den Einzel⸗ 
ſtaaten zu belfen, außerdem aber, um eine Steuerreform anzubahnen. Das 
iſt das Programm einer wirklich nationalen Finanzpolitik, die nicht blos 
von den einzelnen Staaten ausgeht, ſondern die . als ein Ganzes 
auffaßt. Der zweite Geſichtspunkt, von dem die Regierung ausging, war 
der, daß der geeignetſte Gegenſtand zur höheren Beſteuerung der Tabak ſei. 
Wenn Oeſterreich, England, Amerika zwiſchen 4—5 Mark pro Kopf der Ber 
pölterung aus dem Tabak ziehn, in Frankreich das Monopol 7 M. pro 
Kopf abwirft, während Deuiſchland bisher nur 35 Pfennige pro Kopf er- 
ielt, ſo liegt es auf der Hand, daß jede Steuerreform zunächſt beim 

abak einjegen muß. — Wir haben Ihnen desbalb vorgeſchlagen, die 
Tabals⸗Steuer zu erhöhen, obgleich wir uns nicht verhehlten, daß mit 
dem zu exwartenden höheren Ertrag auf Grund des jetzigen Steuerſyſtems 
die Tabaksſteuerfrage nicht als abgeſchloſſen betrachtet werden könne. 

Schon damals ſind die verſchiedenen Syſteme, welche eine höhere Be⸗ 


ſteuerung ermöglichen, erörtert worden. Die Regierungen haben ſich bis 


würde, würden dann auch die 


beute noch über keines dieſer Syſteme ſchlüſſig gemacht, fie wünſchen, durch 
die heutige Vorlage nur die Mittel zu erhalten, um auf Grund einer um: 
faſſenden, mit geſetzlicher Autorität veranſtalteten Unterſuchung der Ver⸗ 
bäliniſſe das beſte Syſtem für Deutſchland herauszufinden. Ebenſowenig 
würde der Reichstag durch ſein Votum Stellung zu einem beſtimmten 
Syſtem nehmen. Es ſoll lediglich Material geſammelt werden, welches es 
ermöglicht, Ibnenldemnächſt eine Vorlage zu machen über die Art und Weiſe, 
in welcher in Deutſchland der Tabak definitiv beſteuert werden: ſoll. Zu 
Veranſtaltung der von den Regierungen gewünſchten Ermittelungen bedarf 
es einer geſetzlichen Maßnahme. Das von der Statiftit gelieferte Material 
reicht nicht aus und ſtützt ſich hauptſächlich auf die Angaben der Inter 
eſſenten. Die Angaben üher den Werth des Rohtabaks, die Stärke der 
Ausfuhr und Einfuhr find durchaus unzuverläſſig. Allerdings wäre es mög⸗ 
lich, durch eine freiwillige Enquete von Sachverſtändigen noch recht ſchätz⸗ 
bares Material zu gewinnen, aber eine ſolche Enquete wird niemals mit 
der Zuverläßigkeit und Vollſtandigkeit arbeiten, wie eine Enquete, der ge: 
ſetzliche Autorität: zur Seite ſteht. Die Intereſſenten, denen auf dem erſte⸗ 
ren Wege keine Verpflichtung auferlegt werden könnte, würden wohl ſchwer⸗ 
lich 5 8 7 Angaben machen. Wenn Sie nun der Regierung darin 
beiſtimmen, daß aus dem Tabak ein höherer Ertrag gewonnen werden muß, 


und wenn Sie ferner meinen, daß eine weitere Entwickelung der Tabals⸗ 
Vorhandenſein eines vollſtändigen und zuverläßigen 


ſteuer nur bei dem 
Materials möglich iſt, dann bitte ich Sie, die Vorlage der verbündeten Re⸗ 
gierungen anzunehmen. 

% Abg. d. Schorlemer⸗Alſt: Nach den Erklärungen des Reichskanzlers 
iſt kein Zweifel, daß dieſe 157 nichts Anderes bedeutet, als das Tabaks⸗ 
monopol. Zwar wurde auch auf die Sabrifatfteuer hingewieſen, allein dieſe 
würde noch ſchlimmer fein und ſchließlich die Tabaksinduſtrie in die Hände 
einzelner bedeutenden Fabrikanten bringen, welche binterher um ſo leichter 
für die Zwecke des Monopols erproprürt werden könnten. Das Monopol 
gilt als der Tod sans phrase, während die Fabrikatſteuer dem Vorgehen 
detz gutmütbigen Mannes gleicht, der feinem Hunde die Ohren und den 
Schwanz nicht auf ein Mal, ſondern allmalig abſchnitt. Die Vorlage iſt 
leine Enquete im eigentlichen Sinne, fie bezweckt nur, die Koſten der Ein · 
führung des Monopols zu ermitteln. Und wenn es ſchließlich eingeführt 
5 Matricularbeiträge wirklich fortfallen? Nach 
1870 wurde eine neue Aera des Friedens und der Verminderung der Laſten 
angekündigt, aber der Militarigmus zehrt das Mark der Nation auf. Wenn 
wir zu dem Militäretat von 1872 oder 1873 zurücklehrten, fo brauchten wir 
nur ſebr geringe Malricularbeiträge und gar keine neuen Steuern. Die 
Fabrikalſteuer hat weſentlich nur den Zweck, den Militäretat nach Ablauf 
des Septennats auf der jetzigen Höhe zu erhalten, und an unabhängig 
vom Reichstage. Ein Programm nationaler Finanzpolitik kann ich in der 
Vorlage nicht nicht erkennen; ihr kann nur der zuſtimmen, der für das 
Monopol iſt. Die Lage unſeres Tabakshandels und unſerer Tabaksinduſtrie 
iſt aber eine ganz andere, als ſie in den Staaten, welche das Monopol 
baben, zur Zeit ſeiner Einführung war. Das Volk würde au 
führung bei und, nachdem fünf Milliarden in unſer Land geflofien find, 
gar nicht verſtehen. Es würden damit zahlreiche Sinecuren geſchaffen, 
welche die Reichsregierung nach ihrem Belieben pertheilte, wobei die Mili⸗ 
täranwärter die Hauptrolle fpielen und man zugleich 100,000 reichstreue Wähler 
in den angeſtellten Arbeitern gewinnen würde. In den eriten Jahren wer: 
den die Reinerträge, auf welche man rechnet, nicht erzielt werden, vielmehr 
werden bedeutende Zuſchüſſe erforderlich ſein, jo daß an eine Erleichterung 
der Laſten zunachſt nicht zu denken wäre. 

Endlich würde mit der Einführung des Tabaksmonopols ein gefährlicher 
Präcedenzfall geſchaffen, denn die Regierung könnte dann 8 ſo gut 
den Zucker, den Sprit oder die Bergwerke monopoliſiren. Die Vorlage hätte 
ubrigens ihrem Inhalte nach in einen einzigen Paragraphen gefaßt werden 
können, wonach der Reichskanzler die Enquete einzig und allein nach feinem 
weiſen Ermeſſen leitet und Geld: und Freiheitsſtrafen auferlegen kann; das 
wäre den Beſtimmungen der Vorlage gleichgekommen, die den unerhörteiten 
Eingriff in die wirthſchaftliche Freiheit und Sicherheit darſtellt, von der nur 
die Klaſſe der Schmuggler Nutzen zöge. Die Kaffeeſchnüffler unter Friedrich 
Wilhelm I. würden nur ein 2 fein gegen die Tabaksſchnuffler, die 

ier in Ausſicht genommen ſind. Die Annahme der Vorlage würde zwei⸗ 
ellos eine große Zahl von Concurſen der Tabalsiabrılanten zur Folge 
aben. Was f 00 Fer Koſten der Enquete betrifft, jo find fie in der 
Vorlage auf 200,000 Mark angegeben, wenn aber das Geſetz fo durchge⸗ 


Breslauer 


in Bezug auf das Monopol an verſchiedenen 


feine Ein⸗S 


Neunundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


führt werden ſoll, wie beabſichtigt wird, dann wäre die Summe von 2,000,000 

Mark nicht zu boch gegriffen. Die Wa iſt durchweg zu verwerfen, auch 

8 endlich die in der Tabalsinduſtrie verurſachte Unruhe ein 
nehme. 

Was dann die ſogenannten conſtitutionellen Garantien betrifft, 
ſo habe ich ſchon bei einer früheren Gelegenheit ausgeſprochen, daß, wenn 
die Matricularbeiträge wegfallen, der Reichstag ſelbſt Fürſorge treffen wird, 
daß die Rechte, die er damit aufgiebt, ihm angeſichts der neuen Steuerquelle 
in anderer Form geboten werden. Darüber ſind nicht viel Worte zu ver⸗ 
lieren, die Regierung wird eg ſelbſt finden, die Majorität wird es verlangen 
und es wird eine geeignete Form gefunken werden. Die Differenzen und 
Angriffe gegen meine Freunde, die in der Hinſicht bervorgetreten find, ſtützen 
ſich vielmehr auf die von uns erhobenen Forderungen der ſogenannten con: 
ſtitutionellen Garantien in Preußen. Eigentlich iſt es kaum nöthig, das 
Mißverſtändniß in der Weile zurückzuweiſen, daß der Reichstag in feiner 
Mebrbeit durch ein Geſetz über dieſe Verhäliniſſe in Preußen nicht beſchließen 
kann und nicht beſchließen wird; denn es iſt nicht ſeine Aufgabe. Dieſe 
Verhäliniſſe werden in Preußen geregelt werden. Man wird ſich in Preußen 
die Frage vorlegen müſſen, was in dieſer Hinſicht erforderlich iſt, wenn wir 
in Preußen durch die im Reiche mehr fließenden Mittel erleichtert werden, 
was erforderlich ift in Bezug auf Erleichterungen an den directen Steuern, 
an den einzelnen Communalſteuern, was bei der Einkommen⸗ und Klaſſen⸗ 
ſteuer, und da ſtebt die liberale Partei nicht allein, ſondern fie erfreut ſich 
der ee Zuſtimmung und Wee der freiconſervativen Partei. 
785 ardorff hat es auf die präciieite Weiſe wiederholt: es find con⸗ 
titutionelle Garantien in Preußen erforderlich, wenn man derartige indirecte 
Einnahmequellen zugeſteht. Aehnlich haben ſich feine Freunde wiederholt 
geäußert im preußiſchen Abgeordnetenhauſe und in der letzten Woche iſt 
durch die Preſſe ſeiner Partei kein Zweifel gelaſſen worden, daß man es für 
ſelbſtperſtändlich und nothwendig hält, derartige Garantien zu finden. Mit 
den Einzelnheiten dieſer Frage wird ſich das vreußiſche Abgeordnetenbaus 
zu beſchaͤftigen haben und es wird derjenige einflußreiche preußiſche Minifter, 
welcher demnächſt bei der Durchführung der Fnmanzreform eine Rolle zu 
ſpielen hat, dem Reichstag hiernach die darauf bezügliche Erklärung im 
Reichstage abzugeben haben. 

Abg. v. Bennigſen: Zunächſt darf ich wohl einige Worte der Aufklä⸗ 
rung und Abwehr ſprechen, da der Beſchluß der nationalliberalen Partei 
N 0 N Stellen, auch von den Organen 
der Regierung, in ſehr mißverſtändlicher Weiſe aufgefaßt und zu politiſchen 
Angriffen gegen meine Partei benutzt worden iſt. Ich behaupte, daß wir 
troz der Beſchlüſſe, welche wir Angeſichts dieſer Vorlage über das Monopol 
oder eine gleich einträgliche Steuer gefaßt haben, zu der Steuer- und zu 
den mit ihr zufammenhängenden conſtitutionellen Fragen principiell und 
factiſch genau bei dem Beſchluſſe ſtehen, den wir der Steuervorlage im 
Dear entgegenſtellten. Noch beute find meine Freunde und ich der 

einung, daß eine Steuerreform im Reiche und in den einzelnen Staaten 
auf — einer ganz bedeutend höheren Heranziehung der indirecten 
Steuern erfokderlich iſt nach der Finanzlage im Reiche, in mehreren größeren 
Einzelſtaaten und in den Communen. Wir ſind der Meinung, daß die 
directen Steuern, um das erforderliche Mehr zu erreichen, nicht benutzt wer 
den können, im Gegentheil binſichtlich der directen Steuern eine Erleichte⸗ 
rung der Einzelnen, eine Uebertragung von ganzen oder theilweiſen Steuern 
Seitens des Staatsſiscus wünſchenswerth it. Wir find namentlich, was 
die indirecten Steuern und ihr Verhältniß zu den Reichseinnahmen an⸗ 
langt, der Anſicht, daß es politiſch und finanziell dringend wünſchenswertb 
iſt, das Reich auf eigene Füße zu ſtellen, die Matricularumlagen 
vollſtändig zu beſeitigen, daß dazu die indirecten Steuerquellen be 
nutzt werden ſollen, um jenes Ziel zu erreichen und daß der Tabak ein 
weſentlicher Beſtandtheil der Steuerreform fein wird. (Sehr richtig) In 
dieſer Hinſicht hat ſich alſe durchaus nichts geändert. Es kommt nur dar⸗ 
auf an, daß es einer ſeſten, vertrauenswürdigen Reichsfinanzverwaltung ge⸗ 
lingt, ſich mit der Mehrheit des Reichstages über die Steuerreformpläne 
8 Heranziehung der indirecten Steuern in höherem Maße zu ver⸗ 

digen. 

Ich will nur ein — um es gelinde auszudrücken — immer wieder aufs 
Neue auftauchendes Mißverſtändniß beſeitigen, als ob wir die Abſchaffung 
des Art. 109 der preußiſchen Verfaſſung verlangten. Dieſen Artikel wollen 
wir durchaus nicht angerührt willen. Es handelt ſich um ſpecielle Vor: 
ſchriſten in dem Geſetze über die preußiſche Eintommen⸗ und Klaſſenſteuer: 
um es präciſe auszudrücken, um die Möglichkeit, daß der preußiſche Landtag 
die Steuer nach Quoten bewilligen und die Nachlaſſung einzelner Monats: 
ſimplen beſchließen könne. Ueber dieſe praktiſche Frage wird man fi bei 
gutem Willen mit der Landtags⸗ reſp. Reichstagsmehrheit wohl einigen 
können. Der Abg. v. Schorlemer wirft unſerem Beſchluſſe Inconſequenzen 
vor, derſelbe weile Monopol und Fabrikſteuer zurück und trozdem ſeien wir 
nicht grundsätzlich gegen die Anſtellung einer Enquete. Das Centrum aller⸗ 
dings und auch die Fortſchrittspartei — vielleicht aus ganz verſchiedenen 
Gründen, wollen überhaupt gar keine Steuern bewilligen, ſie wollen, wenn 
ſie vom Mißverbäliniß der directen und indirecten Steuern im Reiche 
ſprechen, ein Mehr an Steuern überall nicht bewilligen. Die Nothwendigkeit 
neuer Steuern, damit Erleichterungen in den einzelnen Staaten eintreten 
können und das Reich auf eigene Füße geſtellt wird, erkennen beide Parteien 
nicht an. Wir ſtehen alſo in dieſer Beziehung auf ganz anderem Boden. 
Wir wollen all rdings ein bedeutendes Plus an indirecten Steuern bewilli⸗ 
gen unter gewiſſen Vorausſetzungen gegenüber einer wirklich vertrauens⸗ 
würdigen Reichsfinanz⸗ Verwaltung und zur Erleichterung der einzelnen 
Staaten, und weil wir das wollen und weil wir annehmen, daß aus dem 
Tabak ein bedeutendes Plus ſebr wobl zu erheben ift, in einer beſtimmt noch 
boͤheren Summe, als in der Vorlage vom 6. Februar in Ausſicht genommen 
war, halten wir eine gründliche Enquete für nützlich, damit ſich aus einer 
unbeſangenen Unterſuchung ergebe, welche Steuerſorm in den beſtebenden 
deutſchen Verhaltniſſen überhaupt zulaſſig, in welchem Umfauge und in 
— Grenzen fie einträglich fein dann, ohne wichtige Intereſſen zu 

Wir können dieſe Vorlage nicht ändern Angeſichts der grundſätzlich ab⸗ 
lehnenden Haltung, welche Centrum und Fortſchrittspartei zu ihr einnehmen. 
Eine ſolche andere Vorlage, im Sinne der allgemeinen Enquete, mit der 
Bewilligung der 200,000 M., unter Befeitigung aller der einzelnen vexato⸗ 
riſchen Beſtimmungen können wir nicht herſtellen. Das wird davon abhän⸗ 
gen, ob die Regierung Werth darauf legt, daß die ſo veränderte Vorlage 
wirklich aus der Mebrheit des Hauſes bervorgeht, od die Regierung mit den 
conſervativen Parteien zuſammen ih mit uns über Idie nach unſerer Mei⸗ 
nung erforderliche Aenderung verſtändigt, und wir werden abwarten, welche 
tellung die Regierung und die conferbativen Parteien demnächſt im Ein⸗ 
zelnen annehmen, nachdem ihnen allgemein klar geworden fein wird, was 
wir bei dieſer Vorlage berwerfen und was wir für zuläſſig balten. Was 
nun die Vorlage im Einzelnen angebt, fo lann lich die Ausführungen des 
Staatsminiſters Hofmann nicht in Uebereinſtimmung bringen mit dem In⸗ 
balt der * und mit den Motiven, namentlich mit den Schlußfägen 
derſelben, ebenſowenig aber auch mit den Ausfübrungen des früheren Finanz⸗ 
minifter$ und det Reichskanzlers in der Sitzung vom 22. Februar. Laſſen 
Sie uns in dieſen Sachen offen und Har fein. Die nöthige Klarheit über 
dieſe Vorlage, über Inhalt, Tendenz und Bedeutung derſelben haben ja die 
damaligen Reden des Miniſters Campbaufen und des Reichskanzlers gan 
offenbar gegeben. Der Reichskanzler hat gar lein Hehl daraus gemacht, da 
er ſich hinſichilich der Beſteuerung des Tabals für das Monopol erkläre und 
bat daſſelbe als fein Ideal bezeichnet. Er hat am Schluſſe feiner Rede es 
als dringend wünſchenswerth bingeltellt, daß noch dieſer Reichstag Gelegen⸗ 
heit 5 ſich über feine Stellung zum Monopol klar zu machen; er bat 
das hingeſtellt, gewiſſermaßen als eine Verpflichtung der Mehrheit des 
Reichstages gegenüber der Reichsregierung, damit dieſe nicht, von anderen 
Anſichten ausgebend, ſich auf Irrwege verleiten laſſe, damit fie im Voraus 
wiſſe, welche Steuervorlage in den nächſten Jahren Ausſicht auf die Mehr⸗ 
beit im Reichstage habe. 5 

Der Miniſter Camphauſen bat ſich in feiner damaligen Rede ſchon ganz 
ſpeciell mit dieſer Vorlage beſchäftigt, fie ift ja auch, fo viel ich erfahren, 


Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Boft- 
Unftalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag einmal, Montag 
agen dreimal erſcheint. 


zweimal, an den übrigen 


Sonnabend, den 11. Mai 1878. 


im preußiſchen Finanzminiſterium ausgearbeitet worden, vielleicht war ſie 
es ſchon am 22. Februar, als damals die Verhandlungen waren. (Große 
Heiterkeit.) Wenn der Reichstag und die Regierung ſich für die Tahaks⸗ 
regie entſchieden, führte Miniſter Camphauſen aus, jo wäre vor allen Din⸗ 
gen eine ſolche Vorlage nothwendig, wie fie jetzt uns beſchäftigt, damit eben 
feſtgeſtellt wird, was für eine Eniſchädigung für die Tabakzinduſtrie noth⸗ 
wendig iſt und was an Betriebscapital, an Einrichtungen nöthig iſt für die 
Tabaksregie. Hiernach iſt dieſe Vorlage beſtimmt, die nötbigen Ermittelun⸗ 
gen für die Einführung des Monopols berbeizuführen, ſowohl was eine 
elwaige Entſchädigung der Induſtriellen betrifft, als auch was die Frage 
anlangt, welche Einrichlungskoſten der Staat für die Regie nölbig bat. 
Wenn die Mehrzahl meiner politiſchen Freunde heule fagt: das Monopol 
paßt für unſere deulſchen Verhältniſſe, namentlich wie die wirthſchaftlichen 
Dinge ſich entwickelt haben, fo wenig, daß es unverantwortlich wäre, daſſelbe 
einzuführen, — ſind wir dann nicht der Reichsregierung, unſeren Wählern, 


dem ganzen Lande gegenüber verpflichtet, uns hierüber deutlich auszu⸗ 7 


ſprechen? Müſſen wir der Regierung nicht ſagen: fo liegen die Dinge; 
wenn du alſo nächſten Winter mit einer Pla t . kommſt und die 
anze Vorbereitung weſentlich nur darauf eingerichtet iſt, jo wird die Vor⸗ 
lage ſcheitern und auf dieſer Grundlage das Tabaksſteuergeſetz wie die beab⸗ 
ſichligte Steuerreform überhaupt nicht eingeführt werden können? Ferner 
bat man uns vorgeworfen, wir hätten uns auch gegen eine Fabrikalſteuer 
erklärt, welche einen gleichen Ertrag liefern ſoll, wie das Monopol. Das 
baben wir allerdings gethan, und auch das kann man verantworten. Bis 
zu einem gewiſſen Grade iſt das durch das Monopol erboffte Quantum ein 
anonymer Begriff, und inſofern iſt auch die Verwabrung gegen ein gleiches 
Ergebniß einer Fabrikatſteuer kein ganz feſter Begriff. Im Einzelnen mag 
das ſein, im Großen und Ganzen weiß man aber, worum es ſich handelt: 
Es iſt ein öffentliches Geheimniß, daß der Reichskanzler mehrere hunbert 
Millionen aus der Tahakbeſteuerung, Monopol oder Fabrikatſteuer erwartet. 

In der bekannten Schrift von Mohl wird ausgeführt, daß der Tabats⸗ 
verbrauch in Deutſchland mehr als doppelt fo groß ſei, als in Frankreich, 
und daß deshalb auch ein doppelt ſo großes Reſulkat von dem Monopol zu 
erwarten ſei und es werden daran die weitgehendſten wirthſchaftlichen und 
finanziellen Hoffnungen geknüpft. In Frankreich bat des Monopol im letzten 
Jahre 322 Millionen Mark brutto aufgebracht, nach Abzug der Negies Ber 
waltungskoſten mehr als 200 Millionen Mark netto. Dabei iſt die Ver⸗ 
waltung des Monopols in Frankreich die beſte, und ihr ſteht eine reiche, 
langjäbrige Erfahrung zur Seite. Eine Fabrikatſteuer, die ih ein gleiches 
Br feste, würde auf die Tabaksinduſttie ebenſo verderblich wirken, wie das 
Monopol. Würde eine fo hohe Fabrikatſteuer erhoben, jo wäre von den 
10,000 felbftftändigen deutſchen Tabaksbetrieben nur ein kleiner Theil in der 
Lage, ſein Betriebscapital jo zu vermehren, um gegenüber der hohen Steuer 
das Geſchäft fortzuführen. Die Folge würde fein, daß ſich in wenigen Jahren 
die Tabaksinduſtrie auf einige wohlhabende große Betriebe, Actien⸗Geſell⸗ 
ſchaften concentrirte. Dann würde man allerdings kein Staatsmonopol 
haben, wohl aber eine Monopoliſirung des Tabaksgeſchäfts in den Händen 
weniger wohlhabenden Leute (Sehr richtig!) zum Schaden aller jetzt in der 
Branche beſchaftigten Perſonen. Beſſer wäre es dann ſchon, wenn der 
Staat die Sache in die Hand nahme. — Was die Vorlage ſelbſt betrifft, 
fo würde ich doch nicht für dieſelbe ſtimmen, ſelbſt wenn ich für das Mono⸗ 
pol wäre. Die Vorlage et ſtaatliche Erhebungen über die Tabaks⸗ 
Induſtrie; die Fabrikanten und Handeltreibenden ſollen unter Strafe Aus⸗ 
jagen über ihre intimſten Geſchäftsverbältniſſe machen, über Tabaksſorten 
Geſchäftseinrichtungen ꝛc., Einrichtungen, auf denen oft der einzige Vortheil 
ihren Concurrenten gegenüber beruht. Sie ſollen ferner unter Strafe aus⸗ 
ſagen über den Preis des Rohmaterials und die Fabrikation, ſollen alſo 
dem Staate ihre ganze Geſchäftserfahrung offen legen. Alle dieſe verlang⸗ 
ten Enthüllungen ſind geeignet, bei den jetzigen ohnehin traurigen Credit⸗ 
verhältniſſen den Geſchäftsmann völlig zu ruiniren. 

Dieſe ganze Unterſuchung wäre nur am Platze, wenn man das Mo⸗ 
nopol einfübren wollte, aber man will ſich ja erſt über das beſte Syſtem 
ſchlüſſig machen. Ich möchte noch auf die Enqueten aufmerkſam machen, 
welche in den Son, 1833—35 und von 1872—76 wegen des Tabats⸗ 
Monopols in Frankreich ftattfanden. Die letztere Enquete hatte nur einen 
geringen Umfang und beſchäftigte ſich hauptſächlich mit der Verbeſſerung der 
Adminiſtration der Regie des Tabaksbaues ꝛc., während die Enquete der 
dreißiger Jahre einen allgemeineren Charakter hatte. Bekanntlich hat man 
in Frankreich das Monopol ug > im Jahre 1810 auf 5 Jahre und fpäter 
auf 10 Jahre eingeführt. Der Beſchluß der Deputirtenkammer im Jahre 
1833 iſt in der Hinſicht ganz allgemein, würde alſo im Weſentlichen der 
Aufgabe entsprechen, vor der wir bier ſtehen. Er ſetzte eine Enquete ⸗Com⸗ 
miſſion der Kammer von 9 Mitgliedern ein zu dem Zwecke, alle Thatſachen 
und Ac enſtücke bezüglich der Cultur, der Fabrikation und des Verkaufs von 
Tabak im e mit den Intereſſen der Landwirthſchaft und des 
Handels zuſammenzu tellen. Die 9 Mitglieder, die damals gewählt worden 
ſind, haben ſich nun dieſer Aufgabe unterzogen, genaue Ermittelungen an⸗ 
geſtellt über den Bau, die Fabrikation, den Handel, über die wirtbſchaftlichen 
und finanziellen Verhältniſſe, wie es in der Reſolution beſchloſſen war. 
Ihr Bericht iſt in einem ſtarken Bande niedergelegt und es zeigt ſich dar⸗ 
aus, daß die Commiſſion und ie Kammer, der Deputirten in Frantreich 
das größte Gewicht gelegt hat auf etwas, was man bier nach der Vorlage 
anſcheinend für ganz überflüſſig hält, nämlich die Abhörung von wirklichen 
Sachverſtändigen. In Frankreich bat man damals Fragebogen nicht bios 
an die einzelnen Geſchäftsleute, ſondern namentlich auch an landwirthſchafts 
liche Vereine und Handelskammern geſchickt. 5 3 

Außerdem hat man aber auch eine große Menge ſachkundiger Perſonen 
aus den verſchiedenſten Lebenskreiſen abgehört: Beamte, Gelehrte, Conſuln 
von Ländern mit großer Tabaksinduſttie und Tabaksbau, Geſchäftsleute 
aus allen Branchen des Tabaksgeſchäfts. Auf die von ihnen gewährten 
e legten die Commiſſionen den größten Werth und bezeichnete 
ie als die abſchließende Vervollſtändigung des ſtatiſtiſchen Materials, 
während man hier die mündlichen Ausſagen der Sachverſtändigen für 
völlig überflüſſig bielt. Auch wir haben Sachverſtändige zu der 
Enquete heranzuziehen und durch ein Kreuzverhör die Kenntniß der wahren 
Verhältniſſe aus ihnen berauszuziehen. Eine richtig zuſammengeſetzte Com⸗ 
miſſton, die die richtigen Fragen an die richtig gewählten Sachberſtändigen 
ſtellt, würde werthvollere Ergebniſſe erzielen, als die Vorlage in Ausſicht 
nimmt. Es iſt doch ganz klar, daß in einem ſo großen Gewerbe con⸗ 
currirende, ja bollftändig von einander abweichende Intereſſen vorhanden 
fein müſſen. Tabaksbau, Handel und Fabrikation verfolgen keineswe 

leiche Intereſſen, daher die Handelsſtädte durchaus nicht gegen eine bobe 
abrikalſteuer find, die Fahrikanten dagegen gegen eine ſolche Steuer pro⸗ 
teſtiren und mit der Gewichtsſteuer oder einem höheren Zoll einverſtanden 
ſind, die Tabaksbauer endlich ſagen: wir können unter allen Umſtänden 


keine Steuer tragen, die wir ſelbſt in einem hohen Grade zu bezahlen haben, 


da mag man die anderen Kreiſe heranziehen. In ihrer großen Mehrheit 
muß Die, nationalliberale Fraction ſchon jetzt erklären: fur die ll 
Verhältniſſe iſt das Monopol nicht paſſend und verderblich. Als 1810 in 
Frankreich das Monopol eingeführt, war die Tabaksinduſtrie jo wenig ent⸗ 
wickelt, daß Napoleon den Tabaksinduſtriellen keine Entſchädigung gewährte. 
an Deutſchland dagegen ift die Tabalsinduſtrie durch die geringe Be⸗ 
abend x. gewiſſermaßen künſtlich großgezogen worden, jo daß wir in 
Anbetracht des bedeutenden Im⸗ und Exports es mit einem der größten 
Geſchäftszweige zu thun haben. 

Die maſſenhaft erſchienenen Broſchüren und ſonſtigen ſtatiſtiſchen Mit⸗ 
tbeilungen beweiſen das zur Genüge: es handelt ſich um etwa 10,000 große 
und kleine Fabrikationsbetriebe und um ca. 110,000 Arbeiter. Berückſichtigt 
man aber, daß die Einführung des Monopols ſelbſt nach dem Zugeſtänd⸗ 
niſſe der Regierung mit einer Verminderung der Production und Con⸗ 
ſumtion verbunden iſt, ſo wird leicht die Hälfte der jetzt beſchäftigten Ar⸗ 
beiter ſich anderer Beſchäftigung zuwenden müſſen, was bei der heutigen 
Kriſis vermieden werden ſollte. Die Entſchädigung an die Intereſſenten 
würde, ſelbſt wenn man dem einzelnen Fabrikanten nur 800 Mark gewährte 
doch 1 toloſſalen Summen anwachſen, was die erwartete Einnahme aus 
dem Monopol in der erſten Zeit ſehr berunterbräden würde. Betueffs dieſer 


* 


* 


Einnahmen giebt man ſich Illuſionen bin. Als in den 30er Jahren in 
Frankreich die obenerwähnte Enquete veranſtaltet wurde, beſtand das Mo⸗ 
nopol 25 Jahre. Es wurde eine jährliche Einnahme von 53 Millionen 
Francs conſtatirt und eine ſolche von 60 Millionen Francs für die fol⸗ 
gt Jahre in Ausſicht geſtellt; jetzt beträgt die Jahreseinnahme 

22 Millionen nach 70 jährigem Beſtand des Monopols. Unmöͤglich kann 

Deutſchland gleich in der erſten Zeit eine gleiche Einnahme erzielen. Die 
erſten Probejahre würden nur wenig einbringen. In Frankreich hat man 
den Einheitsſtaat, eine feſte, centrale Adminiſtration, deren Willkür man ge: 
wöhnt iſt, aber wir haben keinen Einheitsſtaat, keine franzöſiſchen Verhält⸗ 
niſſe. In Deutſchland iſt der Tabaksbau zerſtreut, eine ſtraffe Centrali⸗ 
ſation iſt unmöglich. Da ferner die Preiſe den Gewinn des Monopols 
bilden, iſt bei eintretender Preiserhöhung des Tabaks der Schmuggel un⸗ 
ausbleiblich. Man müßte wie in Frankreich Zonen errichten, in denen die 
Tabakspreiſe verſchieden ſind, jedenfalls billiger als der eigentliche Regie⸗ 
preis, um dem Schmuggel entgegenzuwirken. . 

Der Bundesſtaat Deutſchland wird nur ſchwer ein derartiges Zonen⸗ 
ſyſtem durchführen können. Sowie die Regie in Deutschland volitändig 
eingerichtet iſt, muß man, wenn man Reſultate haben will, den Betrieb con⸗ 
centriren. In Frankreich hat man nur 16 Manuufacturen, in Deutſchland 
würde man doppelt oder dreimal ſo viel haben. Die Einrichtung einer 

ſolchen Manufsctur würde für eine gewiſſe Gegend und ihre Arbeiterver⸗ 
hältniſſe eine Woblthat ſein. Was endlich die Vortheile anlangt, die der 

Tabaksbau für die einzelne Gegend hat, in der er betrieben wird, fo hat 

nicht blos der Bauer vor vielen anderen ſeines Gleichen eiwas voraus, ſon⸗ 
die letzte Enquete in Franlreich weiſt nach, daß in den Gegenden des 
Tabaksbaues ein großer Theil des Tabaks unverſteuert verzehrt wird, weil 

die Controle nicht möglich iſt. Die Regierung ſelbſt wird im letzten Augen⸗ 
blick zurückſcheuen vor der Beſeitigung einer ſo großen Induſtrie, wenn ſie 
ſieht, daß der Reichstag dagegen iſt. 

5 Was die weitere Frage anlangt, ob wir im nächſten Jahre zu einer 
Steuerreformvorlage kommen werden, durch die auch der Tabak zu einem 
bedeutend höheren Betrage herangezogen wird, ſo wird dies weſentlich davon 
abhängen, daß eine wirklich ernſthaft verantwortliche Reichsfinanzverwaltung 
und ihre Perbindung mit der preußiſchen Verwaltung bis dahin eingeführt 
wird. Iſt dies möglich, ſo wird die Regierung nach meiner Anſicht ſchon 
im nächſten . verſuchen müſſen, ſich mit dem Reichstag über ein ange⸗ 
meſſenes Maß der Tabaksbeſteuerung zu verſtändigen. Dieſe ewige Un⸗ 
ſicherbeit in der Tabaksbeſteuerung bat ſeit Jahren zu coloſſalen Verluſten 
getübrt und die Regierung bat alſo die Verpflichtung, dieſem Zuſtande fo 

ald als möglich ein Ende zu machen. Aber auch für die Tabalsintereſſen⸗ 
ten ſelbſt iſt es ein dringendes Intereſſe, daß man ſich bald über eine an⸗ 
gemeſſene Form der nothwendigen Tabaksſteuererhöhung verſtändigt. Wenn 
dieſe Frage von Jahr zu Jahr wieder binausgeſchohen wird, dann wird 
doch ſchließlich der Gedanke näher gerückt, in Ermangelung einer andern ge⸗ 
eigneten Form zur Regie überzugehen. Es iſt dies eine Gefahr, die auch 
die Tabaksintereſſenten nicht verkennen dürfen. Wenn wir in Deutſchland 
erhebliche Finanzbedürfniſſe haben und wir können ſie nur befriedigen aus 
den indirecten Steuerquellen, dann können wir unmöglich ein ſolches Ver⸗ 
bältniß beſtehen laſſen, daß der Tabak bei uns pro Kopf % M., in andern 
großen Ländern 4½ —7 M. einträgt, obwohl der Verkehr mit Tabak bei 
uns größer iſt als in irgend einem Lande der Welt und Zucker und Brannt⸗ 
wein bei uns 1% und 1% M. pro Kopf ergeben. Das Pfund Tabak iſt 
in zwei großen Ländern 30 Mal böber belaſtet als in Deutſchland. Ein 
ſolcher Zuſtand iſt doch auf die Dauer unmöglich und auch diejenigen unter 
uns, in deren Heimath eine erhebliche Tabaksinduſtrie beſtebt, werden nicht 
aus den Augen verlieren dürfen, daß hier endlich einmal Remedur ge⸗ 
ſchaffen werden muß. 

Die Nothwendigkeit einer Verſtändigung zwiſchen Regierungen und Reichs⸗ 
tag, die das gemeinſame Intereſſe von ſelbſt vorſchreibt, iſt durch die Aus⸗ 
‚ Führungen des Herrn von Schorkemer zur Evidenz klar geworden. Er bat 

daran erinnert, daß in der nächſten Legislaturperiode das Septennat ab⸗ 
läuft, wir alſo ſchon bei den nächſten Wahlen, in der erſten, ſpäteſtens in 

der zweiten Seſſion der nachſten Legislaturperiode wiederum die Frage zu 
entſcheiden haben werden, wie die Wehrkraft Deutſchlands in einer für feine 

Finanzen erträglichen Weiſe geſichert werden fol. Da möchte doch die Re⸗ 
gierung eine fehr große Verantwortlichkeit tragen und es konnte wirklich für 
den Fortbeſtand eines geſunden Verhältniſſes des Reichstages zur Regierung 
ſehr derbängnißvoll werden, wenn wir in der Zeit der Entſcheidung über 
dieſe Frage in einer ſo knappen Finanzlage ſind, daß eben das Finanz⸗ 


intereſſe die unbefangene Beurtheilung ſelbſt dieſer wichtigſten Frage zu 


leicht überwuchern könnte. (Sehr richtig! Hört!) Meine Herren, wir wollen 
die Regierung loyal unterſtützen, ich und meine Freunde, in jedem ernſthaft 
2 5 7 5 ausführbaren Verſuche, aus den indirecten Steuern ein größeres 
Maß von Einnahmen zu ziehen, ſpeciell aus dem Tabak. Der neue deutſche 
Staat hat innerhalb und außerhalb Deutſchlands Schwierigkeiten genug. 
Laſſen wir nicht noch dieſe finanzielle Frage zu einer neuen Schwierigkeit 
und Gefahr heranwachſen und thun Sie, meine Herren, auf Seite der Re: 
Wen das Ibrige, daß wir uns ſchon im nächſten Jahre über die Grund⸗ 
lagen einer Steuerreform verſtändigen können. (Lebhafter Beifall.) 
Abg. Lucius: Der Vorredner dat ſelbſt die in den Februar⸗Vorlagen 
veelangten 30 bis 40 Millionen Mark Einnahmen aus indirecten Steuern 
als unzulänglich für e ne fundamentale Steuerreform erklärt und dennoch 
ſchließt er die beiden Syſteme, welche allein geeignet ſind, größere Beträge 
zu erzielen, das Monopol und die amerikaniſche Fabrikatſteuer, vollkommen 
aus. Auch wir ſind mit dem Vorredner und der Regierung darüber einig, 
daß es nothwendig iſt, die eigenen Einnahmen des Reichs zu erhöhen, ein 
Ziel, das nur auf dem Wege einer durchgreifenden Steuerreform erreicht 
werden kann. Auch wir ſind damit einverſtanden, daß es nur auf dieſe 
Weiſe möglich iſt, die Matrieularbeiträge zu beſeitigen. Die Matricular⸗ 
beiträge haben in den letzten acht Jahren zwiſchen 59 und 94 Millionen ge⸗ 
ſchwankt; ſie betragen in der laufenden Etatsperiode 87 Millionen Mark. 
Die Steigerung iſt alſo leine allzu große geweſen. Man darf aber dabei 
nicht außer Acht laſſen, daß wir große disponible Fonds zur Deckung der 
hervorgetretenen Bedürfniſſe hatten. Sobald dieſelben nicht mehr vorhanden 
find, müßte eine bedeutende Steigerung der Matrecularbeiträge eintreten. 
Man empfiehlt dagegen nun, Erſparniſſe zu machen. Dann müßte man 
voch auch die Möglichteit dazu nachweiſen. Der Militäretat iſt ſeit 1869 von 
199 auf 322 Millionen, der Marine⸗Etat von 17 bis 34 Millionen geſtiegen 
und nur in vier Etats iſt eine Verminderung der Ausgaben herbeigeführt 
worden. Alſo auch in Zukunft dürfen weſentliche Erſparniſſe nicht erwarten 
werden. Wir leben nicht auf einer Inſel, unſere Militärausgaben hängen 
mit dem Verhalten unſerer Nachbarſtaaten zuſammen. Alſo ſchon die ein⸗ 
fache Exiſtenz der Matricularbeiträge iſt für uns ein Hauptgrund für eine 
Steuerreform. Das zweite Moment dafür iſt das Mißverhältniß zwiſchen 
directen und indirecten Stewern in Preußen und Deutſchland. Die Steuer⸗ 
pflichtigen ſind bis zur äußerſten Grenze ihrer Steuerkraft herangezogen, 
. der Einnahmen aus den directen Steuern iſt abſolut nicht 
möglich. 
Es iſt auch unrichtig, daß die indirecten Steuern bauptſächlich die Un: 
bemittelten belaſten. Der Arbeitgeber trägt zu dieſen Laſten erheblich in 
der Form der Lohne bei, welche ſich nach den Theuerungsverhältniſſen nor⸗ 
miren; außerdem iſt er der bedeutendere Conſument. Darüber aber ſind 
wir Alle einig, daß von den beſteuerungsfähigen Gegenſtänden der Tabak 
der geeiguetſte iſt; wenigſtens — er eben ſo beſteuerungsfähig wie Salz, 
Spiritus, Kaffee und Zucker. Man hat dieſer Vorlage nun vorgeworfen, 
daß fie einerſens zu viel, andererſeits zu wenig enthalte. Wir find geneigt, 
diejenigen Beſtimmungen aus der 2 zu entfernen, welche als vexa⸗ 
toriſch gelten können; wir wollen die Vorlage aber auch nicht in einer 
Weiſe amendiren, daß fie vollkommen wirkungslos wird. Die Formulirung 
von Anträgen beholten wir uns bis zur zweiten Leſung vor; mein Fractions⸗ 
genoſſe von Schmid hat in dieſer Beziebung ange glückliche Gedanken vor⸗ 
zuſchlagen. Wir bermiſſen in der Vorlage Beſtimmungen über die Zu⸗ 
ſammenſetzung der Enquetecommiſſion und der mit ihr zuſammenhängenden 
Organe. Man wird die Suziebung bon Sachverſtändigen in der Vorlage 
anordnen müſſen, die in den SS 2 und 3 geforderten Detailangaben der 
Denen werden auf ſummariſche Angaben beſchrankt werden müſſen. 
ie Beſugniß zur Einſicht in die Geſchäftsbücher wird gänzlich beſeitigt 
werden müſſen oder nur da geſtattet werden dürfen, wo die Enquetebeamten 
mit Grund doloſe falſche Angaben Seitens des Fabrikanten vorausſetzen. 
Ob es moͤglich fein wird, alle Strafbeſtimmungen aus der Vorlage zu ent⸗ 
fernen, wird der ſpäteren Berathung vorbehalten bleiben müſſen. Wir 
ſehen in dem Enquetegeſetz nur das Beſtreben, uns das vollſtändige Ma⸗ 
terial über die wirthſchaftliche und finanzielle Wirkung der verſchledenen 
Tabaksſteuerſyſteme zu beſchaffen. Wir engagiren uns damit für kein 
Syſtem und halten es deshalb für verfrüht, ſchon jetzt über die Licht⸗ und 
Schattenſeiten der verſchiedenen Syſteme zu discutiren. Wir ſchließen aber 
auch jetzt kein Syſtem abſolut aus, ſendern behalten uns unſere Stellung: 
nahme bis zur poſitiven Vorlage des Finanzvrogramms der Reichsregierung vor. 
Uuoeber die Frage der conſtitutionellen Garantien wird man ſich bei gutem 
Willen leicht einigen können, obwohl die Löſung derſelben mehr in Preußen 
als beim Reiche liegt. Wir haben ja ſchon öfter Reichsgeſetze mit der 


Clauſel gemacht, wonach das Inkrafttreten derſelben abhängig wird von 


dem Zuſtandekommen eines Landesgeſetzes. Man könnte ja auch den Tabak ⸗ 
ſteuerbetrag auf ein oder mehrere Jahre fixiren und deſtimmen, daß die 
Ueberſchüſſe nach Maßgabe der Matrikularbeitrage an die Einzelſtaaten ber: 
tbeilt werden ſollen. Ferner baben wir in Preußen das Ausgaben⸗Be⸗ 
willigungsrecht und endlich haben wir die mit Zuſtimmung ſeines Sou⸗ 
veräns abgegebene Erklärung des Reichskanzlers, daß die Beſeitigung der 
Matrikularbeiträge einen Steuernachlaß in den Einzelſtaaten oder die Ueber⸗ 
weiſung von Steuerbeträgen an die Communen zur Folge haben müſſe. 
Das find conſtitutionelle Garantien genug. Alle Parteien, welche bisher die 
Intereſſen des Reichs gefördert haben, müſſen auch in dieſer Frage ein: 
trächtig zuſammenwirken, um etwas Poſitives zu ſchaffen. (Beifall rechts.) 

Abg. Richter (Hagen): Auf dem Gebiet der Steuerpolitik haben wir 
mit der Regierung keinen gemeinſamen Zweck und können deshalb auch 
nicht eine ſolche Vorlage als Mittel zum Zweck bewilligen. Heut braucht 
die Bekämpfung des Monopols keine große Tapferkeit mehr. Als ich im 
Februar dieſes Jahres dagegen ſprach, that ich es, weil nach bisheriger Er⸗ 
fahrung in Deuiſchland für Alles, weſür der Reichskanzler ſpricht, auch eine 
große Zahl von Perſonen gleich zu begeiſtern ſich anfangen. (Heiterteit.) 
Diesmal war das nicht zutreffend; im Gegentheil hat das Bekanntwerden 
dieſes letzten „Ideals“ das Vertrauen in den Reichskanzler auf wirthſchaft⸗ 
lichem Gebiet ſehr erſchüttert und in weiteren Kreiſen die Ueberzeugung be: 
feſtigt, anſtatt Alles in Deutſchland auf die zwei Augen des kranken Kanzlers 
zu ſtellen, die Entwickelung mehr als bisber auf Inſtitutionen zu gründen. 
Auch die amerikaniſche Fabrikatſteuer iſt als Project nicht mehr gefährlich. 
Sie hatte damals' nur den negativen Vorzug, nicht das Monopol zu fein. 
Wenn aber Monopol und Fabrikatſteuer keine Ausſicht hat und für das 
Syſtem Englands, Verbot des Tabaksbaues, ſich von vornherein Niemand 
ausgeſprochen, ſo kann eine Beſteuerung von 100 bis 200 Millionen über⸗ 
haupt nicht mehr in Frage kommen. Dem prakliſchen Reichskanzler iſt es 
überhaupt niemals fo ſehr auf die Form der Beſteuerung, als auf möglichſt 
viel Geld angekommen. Er nimmt auch weniger, wenn er nicht mehr 
kriegen kann. Aber die Enquetevorlage iſt auf eine möglichſt hohe Summe 
zugeſpitzt. Will man das nicht, ſo genügt eine Enquete, zu der kein Geſetz 
erforderlich und, außerhalb der allgemeinen Dispoſitionsſonds, auch keine 
Geldbewilligung. Soll doch auch eine Eiſeninduſtrie⸗ und Baumwollen⸗ 
induſtrie⸗Enquete ohne dergleichen vorgenommen werden. So lange man 
über keine Moximalſumme einig iſt, feblt aber auch die Grundlage der 
Enquete, weil das Steuerſyſtem ſich nach dem beabſichtigten Steuertrag 
richten muß. Jede höhere Steuer ſchädigt Tabaksbau, Induſtrie und Handel, 
indem ſie die ſchwächeren Elemente darin zerſtört. 

Indem man eine Enquete für einen beſtimmten Zweck bewilligt, iſt man 
entweder ſchon für einen beſtimmten Zweck engagirt, oder leitet doch ein 
ſolches Engagement ein. So einfach ablehnend wie Herr v. Bennigſen die 
Fortſchrittepartei kennzeichnet, iſt dieſelbe nicht. Wir kommen theils aus 
denſelben Gründen, wie die Nationalliberalen, theils aus Conſequenz dieſer 
Gründe, ibeils aus Gründen, die uns mit denſelben noch bis vor einigen 
Jahren gemeinſam waren, zur pollſtändigen Ablehnung. Daß der Tabak 
ein zur Beſteuerung geeignetes Object iſt, ſteht in allen Lehrbüchern und 
iſt unbeftreitbar. Das Salz iſt allerdings hoch beſteuert; aber man kann 
dieſen Artikel doch nicht derart perſonificiren, ihm Empfindung beimeſſen, 
um deshalb den Tabak höher zu beſteuern, gleichwie man Herrn B. in der 
Einkommenſteuer beraufſetzt, weil Nachbar A. ſo hoch beſteuert iſt. Anders 
läge die Frage für uns, wenn das Salz freigegeben würde bei höherer Be⸗ 
ſteuerung des Tabaks. Auch eine Beruhigung der Induſtrie führt eine 
höhere Tabaksſteuer nicht herbei; im Gegentheil kommt hier der Appetit mit 
dem Eſſen. Nicht die Veränderlichteit des Reichstages hat wiederholt die 
Tabaksinduſtrie beunruhigt, ſondern daß die Regierung drei Mal obne 
Fühlung und Verantwortlichkeitsbewußtſein vor der parlamentariſchen Ma⸗ 
jorität ſolche Projecte aufgenommen hat. (Sehr wahr, links!) Die Schadigung 
der Induſtrie iſt die Folge des Mangels eines parlamentariſchen Regie⸗ 
rungsſyſtems. Vielleicht geben dieſe Vorgänge manchen Induſtriellen — 
Viele thun es ja bereits — Veranlaſſung, künftig ſich mehr um Politik zu 
bekümmern und nicht erſt, wenn eine Schutzzollbettelei im Gange iſt, oder 
es an Haut und Kragen geht. Gerade wenn ich eine Enchuete bewillige, 
ohne den Glauben zu haben, daß daraus im nächſten Jahre eiwas ſolgt, 
mache ich mich derfeiben Beunruhigung, wie die Regierung, ſchuldig. Zudem 
würde ich geradezu durch Steuerbewilligung für die Regierung eine Prämie 
darauf ſetzen, nun auch andere Induſtrien durch Steuerprojekte zu beun⸗ 
ruhigen, bis wir ihr die Beunruhigung durch eine Steuererböͤhung auf 
die betreffenden Artikel abkaufen. Steuern erhöht man doch nur, wenn 
man mehr Einnahmen bedarf, oder andere Steuern abſchaffen will. Für 
normale Zeiten haben wir genug Einnahn eu. ; 

Eine gewiſſe Knappheit der Mittel nach der Milliardenzeit wird uns zur 
richtigen Wirihſchaftlichkeit zurückführen. Gegen eine Vertauſchung ſchlechterer 
Steuern gegen beſſere haben wir nichts, ſehen aber keine klaren Abſichten 
zur Abſchaffung von Steuern, mit denen wir übereinftimmen könnten, vor 
uns. Die Abſchaffung der Matxricular⸗Beiträge kann zur Steuererleichterung 
führen, braucht es aber nicht. Ueber Vermehrung der indirecten, Vermin⸗ 
derung der directen läßt ſich in dieſer Allgemeinheit nicht ſprechen; die 
indirecten Steuern treffen verhältuißmäßig ſtärker die Minderbeſitzenden. 
Die Ueberwälzungätbeorie würde auch das ungerechteſte Syſtem begründen. 
Die indirecten Steuern beſchränken Induſtrie und Verkehr. Hätten wir 
Millardenſchulden anderer Staaten, würden wir auch mehr indirecte Steuern 
brauchen müflen. Das directe Steuerſyſtem ist feiner größeren Wirtbſchaft⸗ 
lichkeit und Gerechtigteit halber in Deuiſchland mehr entwidelt. Man kann 
nicht im Reiche die Steuerlaſten in anderen Gemeinweſen reguliren; das 
Reich iſt kein Einbeitsſtaat. Die Entlaſtung der Communen dient nur als 
Köder; die vielbeklagten Städte in Preußen würden 36 Millionen Mart 
indirecter Steuern mehr zu tragen haben, um 15 Millionen Grund⸗ und 
Gebaudeſteuer überwieſen zu erhalten. In Communen mit 500 Procent 
Einkommenſteuerzuſchlag beträgt die Gebaudeſteuer noch nicht s davon. 
Der Miniſter ſpricht von einer nationalen Finanzpolitik. Oft nennt man 
das, wofür man keinen rechten Grund anzugeben weiß, national. In der 
mangelhaften Entwickelung der indirecten Steuern ſollen wir uns von an⸗ 
deren Staaten unterſcheiden, und zugleich ſoll gerade die Politik, worin wir 
anderen Staaten nachahmen ſollen, national fein; da finde ich keinen Sinn 
heraus. (Sehr gut.) Um eine neue Steuerbelaſtung durch Steuerentlaſtung 
im Einzelſtaaten oder Communen auch nur ausgleichen zu können, dazu 
bedarf es conſtitutioneller Garantien. Herr v. Bennigſen hat auf den Ab: 
lauf des Militärſeptennats angeſpielt. 

Die Wehrkraft Deutſchlands in Frage zu ſtellen, fällt keiner anſehnlichen 
Partei im Haufe bei; aber die wirihſchaftlichen Kräfte find auch ein Theil 
der Wehrkraft und darum müſſen die militariſchen Intereſſen mit den wirth , 
ſchaftlichen in Einklang gebracht werden. An dieſer Abmeſſung wollen wir 
den Vertretern des Volkes, welches Gut und Blut aufzubringen hat, vollen 
Antheil geben. Um dieſe conftiiutiokelle Frage, die Frage des Vertrauens 
der Regierung zum Reichstage, nicht um die Wehrkraft Deutſchlands be⸗ 
wegte ſich hier der Kampf. Auch ein Theil der Nationalliberalen iſt für die 
connitutionellen Rechte zuerſt eingetreten und hat das Septennat nur mit 
innerem Widerſtreben angenommen. Will Herr v. Bennigſen jetzt ein neues 
Septennat der Regierung, die auch heute noch nicht unfere conſtitutionellen 
Anſprüche anerkennt, etwa zugeſtehen? Dann haben wir doppelt Veran⸗ 
laſſung, die conſtuutionellen Rechte, die wir haben, auf's Aeußerſte zu ver⸗ 
tyeidigen. Soll etwa die Präſenzſtärke demnächſt noch mehr erhöht werden? 
Dann würden wir erſt recht nicht Einnahmen bewilligen, bevor die Aus⸗ 
gaben bewilligt ſind. Die Regierung leugnet die Nothwendigkeit eines Ein⸗ 
nabmebewilligungsrechts für den Reichstag, wie es jetzt durch die Matricular⸗ 
beiträge repräſentirt wird. Die Erhaltung deſſelben iſt aber noch wichtiger, 
als die Erlangung eines ſolchen Rechtes in Preußen. Die Frage des 
Steuererlaſſes in Preußen iſt nicht gleichbedeutend mit der Erlangung des 
Einnabmebewilligungsrechtes daſelbſt. Herr Lucius meint, wir ſollten der 
neulichen Erklarung des Fürſten Bismarck in Bezug auf Steuererleichte⸗ 
rungen in Preußen trauen; aber Hern Bismarck hat neulich, als er über 
feine Organiſationsplane binnen 8 Tagen Entgegengeſetztes ausgeſprochen 
und der Abg. Lasker ihm das vorhielt, geſagt: Einem Miniſter dürfe man 
nie Widerſprüche vorhalten; er könne, „wenn er gerade nicht in guter Stim⸗ 
mung iſt“, um klar zu urtheilen, vielleicht die größte Albernheit reden. 
(Heuerkeit.) 

Es kommt allerdings nicht auf die Aufhebung des Verfaſſungs⸗Artikels 
109 in Preußen an, ſondern darauf, daß es durch Schaffung von Steuern, 
welche an ſich und von Jahr zu Jahr bewilligt werden, gegenſtandslos wird. 
Seit 1865 verlangen in Preußen die liberalen Parteien Duotifirung der 
Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer. Man wird aber auch Grund⸗ und Ge 
baudeſteuer quotiſiren müſſen, um großeren Spielraum zu Steuererlaſſen 
zu erhalten. Miniſter Hofmann nennt dieſe Vorlage den erſten praktliſchen 
Schritt zu einer großen Steuerreform. Schon ſeit Jahren ſind alle Steuer⸗ 
vorlagen immer fo. bezeichnet worden. Wenn Herr Hofmann jene früheren 
heute nicht mehr als praktiſche Schritte anerkennt, ſo wird er dieſe Vorlage 
ſpäter vielleicht auch für unpraktiſch halten. (Heiterkeit.) Nicht eine natio⸗ 
nale, ſondern eine ſiscaliſche Finanzpolitik iſt ihr Ziel. Mit Recht bat Herz 
v. Bennigſen jtet3 die Nothwendigkeit eines ſelbſtſtändigen, verantwortlichen 
Reiche finanzminiſters im Zuſammenhang mit einer Steuerreform betont. 


Die neueren Organiſationen haben uns von der Erſüllung dieſer Worbersi der Frage ſelbſt. Die Stellung 
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dingung nur weiter entfernt. Man dat ſich wohl damit gelröſtet, bedeutende, 
in ihrem Handeln felbititändige Staatsmänner von eigener Kraft und Ge: 
nialität könnten durch ihre Perſon erſetzen, was dem Amte fehlt. Nun bat 
offenbar die Art, wie der Reichskanzler Miniſter vor der Front der Volks⸗ 
vertretung behandelt, wie er ſchon Minifter, mit denen er Jahre lang, wie 
wir glauben, im beſten Einvernebmen geſtanden, nach dem Austritt aus 
dem Amte kritiſirte, bewirkt, daß der Kreis felbitftändiger, ſelbſtbewußter 
Berfonen, die unter ihm als Miniſter aushalten (Heiterkeit) oder Miniſter⸗ 
titel empfangen wollen, viel kleiner geworden iſt. Mit Recht baben die 
Nationalliberalen als Vorbedingung zu neuen Steuern ſtets auch perſönliche 
Garantien perlangt. Der Verlauf der bekannten Verhandlungen bat aber 
meine im Abgeordnetenbauſe bereits Ende October ausgeſprochene Anſicht be⸗ 
ſtätigt, daß es dem Fürſten Bismarck nur darauf ankam, einen national 
liberalen Miniſter zu erhalten, um die Stenerlaftanien aus dem Feuer zu 
bolen, mehr Steuern zu erhalten, als ihm ein conſervativer Miniſter ver⸗ 
mitteln konnte. f 

Gewährt nun Herrn v. Bennigſen die Perſönlichkeit des Herrn Hobrecht 
die verlangte „vertrauenswürdige Finanzleitung?“ Es wäre Unrecht von 
mir, Herrn Hobrecht heute anzugreifen; ich werde abwarten, ob und wie 
weit er eine ſelbſtſtändige politiſche Bedeutung in der gegenwärtigen Situation 
überhaupt in Anſpruch nimmt und danach mein Verhalten einrichten. 
(Heiterkeit.) Bei uns herrſcht nur das perſönliche autoktatiſche Regiment 
des Reichskanzlers. Daſſelbe bat mit jeder Organiſattonsänderung und 
dem Perſonenwechſel nur zugenommen. Niemals hat ſelbſt im abſolutiſtiſchen 
Preußen eine Perſon eine ſo tief in alle Details, die ihn überhaupt inter⸗ 
eſſiren, eingreifende Verwaltung gehabt, wie Fürſt Bismarck. (Sehr richtig.) 
Ich weiß nicht, ob die Herren Miniſter ſich dei dieſer Vorlage ebenſo ver⸗ 
walſt vorkommen, wie fie auf mich einen verwalſten Eindruck machen. (Große 
Heiterkeit.) Die Debatte iſt gewiſſermaßen nur Redeturnier; wir werfen 
Speere nach Köpfen, die wohl ein gewiſſes Ziel markiren, aber ſelbſt nicht 
angegriffen werden ſollen. Wäre es nicht ganz gleichgiltig, wer von den 
Herren ſpricht, ſo könnte man ſich darüber aufhalten, daß ſtatt des Finanz⸗ 
miniſters der Präſident des Reichskanzleramts redet, obgleich Fürſt Bismarck 
neulich uns dargelegt, daß im Reichskanzleramt zur Vertretung ſolcher Vor⸗ 
lagen die entſprechende Sachtennmniß gar nicht vorbanden ſei. (Große 
Heiterkeit.) Aber gleichgiltig, wer ſpricht; die Herren finden in dem Reichs⸗ 
kanzler ihre Uebereinſtimmung. Auf ſeinen Willen kommt Alles an. Da 
der Reichskanzler bedauerlicherweiſe nicht anweſend ſein kann, ſollte, meinem 
Gefühl nach, über ſolche Vorlagen bier überhaupt nicht verhandelt werden; 
da der Reichskanzler die Alles beſtimmende Perſon iſt und darum die Tapfer⸗ 
keit gegen die ſogenannten kleinen Miniſter mir nicht am Platze ſcheint, 
kann die Perſönlichkeit des Reichskanzlers nicht außer Discuſſion gelaſſen 
werden. Seit 2% Jabren befindet ſich der Reichskanzler im offenen Kampf 
gegen die Majorilät der Vollsvertretung, beziebungsweiſe gegen die libe⸗ 
ralen Parteien. 5 = ; 

Seine Strafgefeßnobelle, feine Siſtirung der Verwaltungsreform in Preu⸗ 
ßen, die Nichtvorlage der Städte⸗Ordnung, feine Zollvorlagen, das Reichs⸗ 
eiſenbahnproject, das Tabaksmonopol, ſein letztes Auftreten im preußiſchen 
Abgeordnetenhauſe, das ſind Alles verſchiedene Stadien deſſelben großen 
Feldzuges, den er mit der ihn kennzeichnenden Offenheit — leider findet 
dieſe Offenheit noch immer nicht den perdienen Glauben (Heiterkeit) — 
wiederholt dargelegt hat. Im Abgeordnetenbauſe erklärte er, zum Bolten 
eines Finanzminiſters gehöre großer Muth gegenüber der Stellung, welche 
die Maiorität des Reichstages gegenüber ſeinen Steuerreformen eingenom⸗ 
men. Indem er den neuen Finanzminiſter als Kampfminiſter einführte, 
kündigte er zugleich eine von der bisherigen durchaus verſchiedene Finanz⸗ 
politik an. In den Oſterferien kamen dann weitere ſtumme Signale. Die 
ganze Reptilienpreſſe, die „Prov. Correſpodenz“ an der Spitze, wurde gegen 
die nationalliberale Partei losgelaſſen, als wenn fie ganz perfönlihe Reichs⸗ 
feinde wären. (Anhaltende große Heiterkeit.) Uns iſt ja das auch oft 510 
ſirt; aber ſie haben es doch am Wenigſten verdient, namentlich wenn i 
bedenke, wie hart fie noch im letzten Winter die von uns angeregten 

ragen des Reptilien⸗Fonds behandelt haben. (öeiterkeit.) Indem man 
Sie als die ausſchlaggebende Partei und damit die Majoritat des 
Reichstages angreift, ſchädigt man die Autorität der parlamentariſchen Inſti⸗ 
tution ſelbſt. (Sehr richtig) Es iſt doch nicht etwa ein Verſehen geweſen, daß 
einer der Wächter der Meute des Reptilienfonds die Thür offen gelaſſen 
(Heiterkeit) und die Meute nun eine falſche Richtung im Laufe eingeſchlagen. 

Es iſt ja allgemein belannt' daß hier der Reichskanzler ſelbſt die maß⸗ 
gebenden Stichworte ausgiebt und auch ſelbſt wieder zurückpfeift (Heiterkeit), 
wenn die Meute wieder ablaſſen ſell. Mögen Sie (die Nationalliberalen) 
immerbin noch Vertrauen zum Reichskanzler haben oder noch Hoffnungen 
aufpflanzen, das thut ja der Deutſche gern; daneben rathe ich Ihnen doch, 
auch Ihr Pulver trocken zu halten. (Sehr gut.) Eine ſolche politiſche 
Situation, bei der außerdem auf dem Steuergebiete alle Vorausſetzungen 
für eine Uebereinſtimmung in der Politik fehlen, 7 in fo verfäng⸗ 
lichen Sachen keinerlei zuſtimmendes Votum für die Regierung. Im 
günſtigſten Falle ſchadet das Votum nichts. Dem Volke gegenüber trägt 
die zweifelhafte Haltung nicht zur Klarheit bei. Formell kann ich es ja be⸗ 
greifen, wenn man irgend einen Mittelweg einſchlagen, nicht Alles rundweg 
ablehnen will, um einem heftigen Anprall zu begegnen. Unter Umſtänden 
aber kann eine ſolche Haltung mißverſtanden, als Schwäche oder Nachgiebig⸗ 
keit ausgelegt werden und dann, wie wir dies in Preußen ſchon einmal er: 
fahren, exit recht zum Conflict führen. Sagt man erſt ein Viertel Ja und 
kommt nachher doch nothgedrungen zum dune Die ſo klingt das nachher 
um fo ſchroffer. Beiderſeitige Klarheit bon Nernberein läßt den Conflict 
am eheſten dermeiden. Darum werden wir die Borlage, gleichgültig, welche 
Geſtalt fie in zweiter Leſung annimmt, rundweg ablehnen. (Beifall links.) 

Bundes bevollmächtigter Finanzamtes Hobrecht: Der letzte Redner 
bat eine Aeußerung des Fürſten Reichskanzler angeführt: es ſei Unrecht, 
von Jemand zu fordern, daß er bei der teinung, die er ausgeſprochen 
babe, ſtehen bleibe. Es ift wobl möglich, daß er eiwas Aehnliches geſagt 
bat. Aber ſicherlich bat er nicht gejagt, daß es überflüſſig ſei, Verſprechen 
u halten. Der Vorredner bielt es nicht für angemeſſen, den preußiſchen 

imanzıninifter anzugreifen. Nichts deſto weniger bat er feinen Angriff 
gegen mich — Sie werben mir das zugeben — in einer perſönlich möglichit 
verlegenden Weiſe erhoben (Sehr richtig! rechts. Widerſpruch links), 
in einer Weile, die doppelt ſchwer eine Beantwortung zuläßt, weil fie ver⸗ 
flochten war mit Angriffen auf den leider abweſenden Reichskanzler. Ich 
ſtehe Ibnen bier nicht jo unbefangen gegenüber, wie etwa im preußiſchen 
Landtage als preußiſcher Miniſter, aber ich bin nicht geſonnen, der verſön⸗ 
lichen, mich für meinen Antheil an den Verhandlungen treffenden 
Verantwortung irgend jemals auszuweichen. (Beifall rechts.) Ich war 
bei der Vorbereitung dieſer Vorlage nicht betbeiligt und ſebe mich 
vaher ſelbſtverſtändlich außer Stande, fie in allen Einzelnheiten und in 
der Farbung der Motive zu vertheidigen. weiß aber das eine, was der 
Präſident des Reichskanzleramtes bereits ausgeführt hat. Die verbündeten 
Regierungen erblicken in der Annahme dieſer Vorlage keineswegs eine Zu⸗ 
ſtimmung zu irgend einer beſtimmten Methode der höheren Heranziehung 
des Tabaks; fie erblicken in der Vorlage nichts als das Mimel, zu einer 
möglichst unbefangenen, ſicheren und zuverlaſſigen Ueberſicht und Darlegung 
der wırtbihaftlihen Lage derjenigen Zweige des Handels und der Induſtrie, 
auf die es ankommt, zu gelangen, nn me voller Freiheit ſich dann über die 
Methode der Beſteuerung zu entſcheiden. 

95 babe die Sheinung, daß es auch im Intereſſe des Reichstages liegt, 
wenigſtens nicht von vornberein dieser Abſicht der Regierung entgegen zu 
treten; ich meine auch, daß es im böchſten Maße im Intereſſe der Bethei⸗ 
ligten liegt, die vorgeſchlagene Unterſuchung, mit der Smangeveroflihlung 
zur Declaration, möglichſt bald durchgeführt zu ſehen. Denn jo wenig man 
auch verſprechen kann, daß mit einer einmaligen anne e der Be⸗ 
ſteuerung ein Ende erreicht ſei, fo kann man doch ſagen, daß die Beunruhi⸗ 
gung, unter der gegenwartig die Jntereſſenten leiden, auf leine andere 
Meile zu Ende geführt werden kann, als wenn endlich einmal eine gründ⸗ 
liche Darlegung ihrer Verbaltniſſe und ein ſicheres, nicht zu beſtreitendes 
Urtbeil erreicht wird. So weit mir der Gang der Vorberathungen bekannt 
iſt, glaube ich, daß die Regierungen gern bereit ſein werden, die Hand zu 
bieten zu Modificationen im Einzelnen, durch die etwa Beſtimmungen bee 
ſeitigt werden, die möglicher Weiſe einen Mißbrauch dieſer Untertuhung 
herbeiführen könnten und zur Annahme von Beſtimmungen, die ſolee ke 
Mißbrauch vorbeugen. Was meine perſönliche Stellung angeht, jo in 
ich: Es braucht mir nicht gejagt zu werden, daß ich nicht im Star Nei 
werde, das Geringſte in dieſer Sache zu fördern, obne die entf die Auf. 
bilfe und Unterſtützung der Volksvertretung. Ich weiß zwar, Ane w 10 t 
gabe, an der ich mitarbeiten foll, eine ſchwere, aber auch ei fein en 
voltsthümliche iſt; ich weiß auch, daß meine Arbeit nicht en ſein, ſon⸗ 
dern vielleicht von einem geſchickteren Nachfolger benutz! er wird, aber 
ich gebe mit der Hoffnung an dieſe Arbeit, daß die Mojorität des Reichs⸗ 
tages, der ja bei dem Ausbau der Reiögefebaebung, ſchen manche große 
Schwierigken überwunden hat, in dieſem Falls Den Eee und den 
verbündelen Regierungen nicht fehlen wird, (Beifall rechts) x 

Abg. v. Kleiſt⸗Retzow: Es handelt 112 ge weiche e 
Vorbereitung für eine ſpätere Finanzmaßregel, eine. N 

7 5 95 * sonferbativen und der nalionalliberalen 


Bar ift die allein 2 man darf das Geſetz nicht a limine abweiſen. 
as Reich hat feine beſtimmten Aufgaben, feine Bedürfniſſe müſſen be 
friedigt werden. Deutſchland muß wehrhaft fein, um feinen Feinden ent: 
gegentreten zu können. Denn wenn man jetzt Deutſchland von allen Seiten 
angeht, es ſolle die Vermittlerrolle übernehmen, ſo thut man es nur, weil 
man weiß, daß Deutſchland ſeine Intereſſen auch energiſch vertreten kann. 
Der wirthſchaftliche Zuſtand Deutſchlands iſt ungünſtiger, als der Frank⸗ 
reichs und Englands; wenn daher das Reich ſeine Einnahmen vermehren 
will, ſo ſoll man der Regierung die vorbereitenden Mittel zu dieſem Zwecke 
nicht verſagen. Wenn das Reich in den indirecten Steuern die fruchtbarſten 
Finanzauellen erhalten hat, ſo batte man eben das Vertrauen, daß es dieſe 
Zuellen möglichſt nutzbar machen werde, um den Einzelſtaaten die Möglich⸗ 
keit zu geben, von dem Druck der Matricularbeiträge aufzuathmen. Das 
Reich bat in dem Tabak, der bei uns nicht genügend beſteuert iſt, ein 
Mittel, um die ausgiebigen Steuern zu erzielen, die zu ſeiner Erbaltung 
nothwendig ſind. Der Abg. Richter will in conſequenter Weiſe immer nur 
den Spiritus höher beſteuern, nie den Tabak, und doch ſind beide Nerven⸗ 
reizungsmittel, wobei noch zu bemerken iſt, daß der Spiritus auch zu ge⸗ 
werblichen Zwecken verwendet wird. Früher haben ſich die Nationalliberalen 
ausdrücklich dagegen verwahrt, in Steuerfragen eine Initiative zu ergreifen; 
heute greifen fie durch Ausſchließung des Monopols von der Enqus tte ſelbſt 
in das Recht der Regierung zur Initiative ein. Es iſt kein Grund vor⸗ 
handen, weshalb man zu unſerer jetzigen Reichsfinanzverwaltung kein Ver⸗ 
trauen haben foll. j - 4 
Der Unruhe in der Induſtrie können wir nur ein Ende machen, wenn 
wir der Regierung die Mittel bewilligen, mit denen ſie die vorbereitenden 
Schritte machen kann, zu einer endgiltigen Vorlage, die einer ſo beklagens⸗ 
werthen Beunrubigung ein Ende macht. Sachverſtändige muß man natür: 
lich bei dieſer Enguste heranziehen! Zwangsmaßregeln find in gewiſſer Weiſe 
nothwendig, ähnlich wie bei dem Nahrungsmittelgeſetz, nur darf keine Ge: 
fängnißſtrafe verhängt werden. Die großen Fabrikanten wird man durch 
Beloftrafen zu den erforderlichen Angaben veranlaſſen können, und die Anz 
gaben der kleineren Fabrikanten find im Ganzen jo unweſentlich, daß wir 
um ibretwillen nicht zur Gefängnißſtrafe zu greifen brauchen. Auch wird 
man Garantien ſchaffen müſſen, daß die Enqustebeamten nicht mit den zu 
ihrer Kenntniß gelangten Angaben Mißbrauch treiben können. Wir ent: 
ſcheiden uns weder für das Monopol, noch für die Fabrikatſteuer, ſondern 
wollen eine Enqudte nach beiden Seiten. Gleichwohl bat das Monopol nicht 
nur ſchlechte Seiten und keineswegs iſt der Miniſter Delbrück ein abſoluter 
Gegner deſſelben. In Deiterreih und Frankreich herrſcht das Monopol und 
Niemand will es dort abſchaffen; auch die deutſche Bevölkerung des Elſaß 
und der deutſchen Kronländer Oeſterreichs war demſelben durchaus nicht 
ſeindlich. Die Mißſtände des Monopols laſſen ſich durch eine vexſtändige 
Verwaltung auf ein Minimum reduciren. Dagegen bedeutet die Fahrikat⸗ 
ſteuer ein Syſtem der Defraudation und der Denunciation und die Mono: 
poliſtrung der Tabalinduſtrie in den Händen einzelner Großcapitaliſten. 
Laſſen Sie uns alle zuſammen wirken, um unſere Finanzen ſo zu geſtalten, 
daß bei den Berathungen des Budgets keinerlei Reibungen mehr vorkommen 
können. (Beifall rechts.) 

Reichskanzleramtspräſident Hofmann: Geſtatten Sie mir, die Oppo⸗ 
ſition der Herren Schorlemer und Richter kurz zu charalteriſiren. Sie ver⸗ 
langen von der Regierung eine Steuerreforn und verweigern derſelben die 
Mittel, ſich über den Hauptpunkt einer ſolchen Reform die nöthige Auf⸗ 
klärung zu verſchaffen. Dieſe Herren verlangen Ruhe für die Induſtrie und 
verweigern die Mintel zur Anbahnung einer Reform, welche allein dieſe Be: 
zubigung herbeiführen kann. Bei der nächſten Berathung des Budgets wird 
der Abg. Richter und wir alle wieder vor der Frage ſteben, ob man den 
Ausfall in den Einnahmen durch Erhöhung der Matricularbeiträge oder der 
eigenen Einnahmen des Reichs decken ſollen, da uns nicht mehr wie in dieſem 

ahre außerordentliche Fonds als Deckungsmitiel zu Gebote ſtehen werden. 

ann werden wir noch ebenſo unvorbereitet ſein wie heute und dieſelbe Un⸗ 
ſicherheit wird Platz greifen. Dagegen kann ich meine Freude darüber ausdrücken, 
daß die Partei des Abg. v. Bennigſen in fo vielen Punklen mit den Intentionen 
der Regierung übereinſtimmt. Beide wollen Erhöhung der eigenen Einnahmen des 
Reichs auf dem Wege der indirecten Steuern, wozu der Tabak ein geeig⸗ 
netes Object iſt. Die Frage der conſtitutionellen Garantien hat der Abg. 
von Bennigſen mit Recht aus der Discuſſion über dieſe Vorlage aus⸗ 
geſchieden und vor das Forum der Einzelſtaaten verwieſen. Die Daun 
bon Sachverſtändigen, ſowie die Entſendung von Commiſſarien nach Amerita 
iſt Seitens der Reichsregierung in Ausſicht genommen. Die einzige Differenz 
beitebt darin, daß ſich die nationalliberale Partei bereits gegen das Monopol 
entſchieden hat, während die Regierung ſich zu einer Entſcheidung noch nicht 
genügend informirt 
beſchaffen will. 
Abg. v. Stauffenberg: Es iſt ein eigenthümliches Zuſammentreffen, 
daß die Regierung das vorgelegte Tabaksſteuergeſetz noch nicht zurück jezogen 


bat, obwohl fie mit dieſer Vorlage zugiebt, daß fie über die Verhältniſſe. 


i Die Motive der Vorlage laſſen 
die Art der Beſteuerung nicht offen; fie kennen nur zwei Eventualitälen, 
das Monopol oder eine hohe Fabrikatſteuer. Die Enifendung von Com: 
miſſarien nach Amerika fällt ganz außerhalb des Rahmens dieſes Geſetzes, 
welches der abſolute Gegenſatz eines Enquetegeſetzes iſt. Dieſes Geſetz be 
zweckt nur ſtatiſtiſche Erhebungen. Allerdings kann die Regierung auf 
Grund eines jeden Geſetzes eine Enquete veranſtalten, aber wenn ſie dazu 
eine geſetzliche Ermächtigung gebrauchte, würde fie eine solche auf Grund 
dieſes Geſetzes nicht haben. Das bier beabſichtigte ſtatiſtiſche Material iſt 
auch für die Zwecke, welche man damit verbindet, vollſtändig unzureichend. 
Die Tendenz vieſer Vorlage, deren Text und Motive ab irato geſchrieben zu 
fein ſcheinen, iſt von dem Reichskanzler und dem Niniſter Camphauſen bei 
der erſten Leſung der Steuervorlagen ganz klar bezeichnet worden; es ſoll 
die juriſtiſche Grundlage für die Entſchadigungsabmeſſung bei der Einführung 
des Monopols fein. Mit dieſem Geſetze wollte uns der Reichskanzler zwingen, 
Stellung zu dieſer Frage zu nehmen. Nachdem der Bundesrath die exorbi⸗ 
10 Bestimmung, betreffend die Geſchäſtsbücher, zugeſetzt und man äußer⸗ 
ir ee alle 0 1 . 17 100 un uns nicht ber« 
„da Vorlage für ein unſchulbiges uetegeſe 
das vom ee Ps 3A leiſeſte Spur meet eee 
Es iſt einfach unmöglich, die Bedingungen dieſes Geſetzes zu erfüllen. 
Die kleinen Fabrikanten, welche kein Buch Führen, 3 die en 
bogen der Enquete gar feine Auskunft geben können. Ueber die volkewirth⸗ 
chaftliche Tragweite und Wirkung der Tabakſteuer wird man auf dieſem 
ege keinen Aufſchluß erhalten. Wir wollen an Stelle dieſer Vorlage der 
egierung die Mittel zu einer allgemeinen Enquete über Tabaksbau, Tabak: 
fabrifation und Tabaldandel unter Streichung aller veratoriſcher Beſtim⸗ 
mungen bewilligen. Denn durch die Beſtimmungen dieſer Vorlage wird der 
Spionage und dem Unterſuchungsrichter bei dem Nachweiſe, daß den 
Enquetebeamten falſche Angaben gemacht ſeien, eine ſolche Machtbefugniß 
zum Eingriff in private: Erwerbsverbältniſſe gegeben, wie fie bisher 
bei uns unerhört war und nicht im Entfernteſten mit den Beſtimmungen 
des Nahrungsmittelgeſetzes, namentlich wie es ſich nach den Be⸗ 
chlüſſen der Commiſſion geſtaltet dat, verglichen werden lönnen. 
enn der Reichskanzleramtspräſident gejagt hat, er ſei mit Herrn von 
Bennigſen vollkommen einverſtanden, ſo iſt das in gewiſſer Beziehung 
richtig. Wir wollen alle das Beſte des Reiches (Heiterkeit), wir wollen alle 
deſſen Bedürfniſſe durch indirecle Steuern befriedigen, wir halten alle den 
Tabak für beſteuerungsfähig; wir verlangen conftitutionelle Garantien, das 
ift ſchon ein Punkt, wo die Einigkeit aufhört (Heiterkeit), und wenn ee 
Di, am Di Beſteuerungs form handelt, dann ift von Einigkeit gar keine 


Zu bedauern ift es, daß dieſe Sachen alle vom grünen Tiſche ohne Zur 
ziehung von Sachverſtändigen r werden. Der Prof Hofmann 
bat allerdings gemeint, die Zuziebung von Sachverſtändigen ſei nicht aus⸗ 
geſchloſſen, aber das genügt nicht. Die Sachverſtändigen haben ein Recht 
995 zu werden und milſſen gehört werden, und die Regierung bedarf 
hres Rathes. Man müßte bedenken, ob man nicht poſitiv im Geſetze vor⸗ 
ſchreiben könnte, worauf ſich die Enquete zu erſtrecken habe. Aber eine 
Enquete ift nothwendig, wenn wir mi Erfolg in dieſen Dingen weiter be⸗ 
ratben ſollen. Mit der Beendigung der Enquete wird die Industrie noch 
nicht zur Ruhe kommen; das kann 755 eher geſchehen, als bis wirklich eine 
eſetzliche Entſcheidung getroffen iſt. Wir wollen kein Geſetz, welches das 

snopol vorausfetzt eine Fabrikatſteuer mit Erträgen, die denen des Monopols 
ſich nähere, iſt ein Nonsens. Wir wollen der Regierung ſagen, welchen Weg 
wir nicht gehen wollen. Wir bezeichnen als eine der zu vermeidenden Klippen 
das Monopol, welches nicht blos von der Majorität des Reichstages, ſondern 
auch von der Mehrheit des deutſchen Volkes verworfen wird. Wir haben 
eine blübende Tabaksinduſtrie, wie kein anderer Staat, die wir ohne 
Latiſtiſche Erhebungen beurtheilen können. Wenn man aber immer don der 
Tabaksinduſtrie als einer alleinſtehenden, aus dem Ganzen ſich beraus⸗ 
ſchalenden ſpricht, ſo iſt das ein Irrlbum; fie bat bedeutende Hilfsinduſtrien: 
In Hanau z. B. befinden ſich 15 Cigarrenkiſten⸗Fabriken, die 41 Comptoir⸗ 
arbeiter und 629 Arbeiter beſchäftigen; es werden jährlich 439,600 Mark 
Arbeitslohn gezahll; das Beltiebscapital beträgt 2509000 M., der Werih 


der Tabaksinduſtrie gar nicht e iſt. 


der Fabrilen 1,485,000 M., des Rohmaterials 1,657,000 M. und der Fa⸗ 
britate 2,537,000 % „M. 5 5 

Wenn man einmal die Bahn des Monopols beſchritten hat, dam“ giebt 
es keine Rückkehr, wenn man ſich dann in den Erwartungen getä.lcht, 
dann haben wir die Fabriken alle auf dem Halſe und eine Menge von Ilr⸗ 
beitern brotlos gemacht. In dieſer Hinſicht hat das Monopol eine verhäng * 
nißvolle Aehnlichkeit mit dem Reichseiſenbahnproject. Gefreut hat es mich, 
daß man geſagt, im Reichstage dürften ſich keine wirtbſchaftlichen Parteien 
bilden. Wenn die ſchutzzöllneriſchen Intereſſenten ſich anheiſchig gemacht 
haben, für das Monopol zu wirken. fo heißt das doch nur: Schützeſt du 
meine Induſtrie, dann kannſt du die Tabaksinduſtrie mit Haut und Haar 
bekommen! (Sehr richtig!) Wenn ſich derartig die Intereſſentengruppen bil⸗ 
deten, dann würde der allerſchlimmſte Egoismus und die politiſche Charakter⸗ 
loſigkeit herrſchen, und auch die politiſche Freiheit dürfte in Gefahr kommen. 
Wenn die Phantasmagorien, die uns officiös vorgegaukelt werden, unerfüll⸗ 
bare Hoffnungen erwecken, ſo wird die ganze deutſche Nation in einen Zu⸗ 
ſtand der Verwirrung geſtürzt werden, vor dem es mir graut und vor dem 
es auch der Regierung grauen wird. Sie hat dann die Geiſter berufen und 
kann ſie nicht wieder bannen. Deshalb iſt es gut, an dieſer Stelle einmal 
zu ſagen: caveant consules. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. Reichenſperger (Olpe): Was ſoll daraus werden, wenn alle 
Abgeordneten für eine höbere Beſteuerung des Tabaks ſich ausſprechen, 
aber keiner für eine höhere Beſteuerung oder einen höheren Zoll ſtimmt? 
Man wird dann doch wohl unſern Rath befolgen und von einer ſo rapiden 
Vermehrung der Ausgaben ablaſſen müͤſſen, die Herr Lucius als ſelbſt⸗ 
verſtändlich zu betrachten ſcheint. Wenn Herr v. Kleiſt⸗Retzow auf die Orient⸗ 
wirren angeſpielt hat, jo hätte er das lieber unterlaſſen ſollen; denn es iſt 
das Demürbigenpfte darauf hinzuweiſen, wo der Reichstag abſolut gar keinen 
Einfluß, nicht einmal eine genaue Kenntniß erhält. Wenn Herr v. Bennigſen 
gemeint, man könne bier nur die Stellung des Reichstages ‘regeln, das 
Einnabmebewilligungsrecht in den Einzelſtaaten müſſe in den betreffenden 
Landtagen geordnet werden, jo muß ich dagegen entſchieden proteſttren. 
Wenn das Reich den Einzelſtaaten eine Erleichterung durch Aufbören der 
Matricularbeiträge zu Theil werden läßt, jo muß es als Körper höherer 
politiſcher Ordnung dafür ſorgen, daß das Einnahmebewilligungsrecht der 
Einzellandtage mindeſtens Jar den Betrag der Matricularbeiträge reichsge⸗ 
ſetzlich firirt wird. Wenn man geſagt bat, wir hätten ſchon ein Ausgabe⸗ 
bewilligungsrecht, dann erinnere ich nur an die Conflictszeit, um eine ſolche 
Annahme vollſtänd ig auszuſchließen. 

Damit ſchließt die erſte Leſung. 

Schluß 4% Uhr. Nachſte Sitzung Sonnabend 11 Uhr. (Rechtsan⸗ 
walisordnung.) 


Berlin, 10. Mai. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Corvetten⸗Capitän Kupfer, Commandeur der Maroſen⸗Artillerie⸗A bthei⸗ 
lung der 1. Matroſen⸗Diviſion, den Rothen Adler⸗Or den 4. Klaſſe; dem 
Garniſon⸗Verwaltung⸗Inſpector a. D. Modrach zu Breslau den König⸗ 
lichen Kronen⸗Orden 4. Klaſſe; ſowie dem Schullehrer und Küfter Shmood 
zu Puſtow im Kreiſe Grimmen und dem Stenerauffeher Richter zu Zoſſen 
im Dr Teltow das Allgemeine Ehrenzeichen verlieben. 

Se. Majeſtät der König hat den Regierungsrath Adolph v. Kügelgen 
zum Gebeimen Regierungsrath und vortragenden Rath im Minifterium für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ernannt. 

Se. Maichtät der König bat die Kreisrichter Jäckel in Burg, Herz: 
bruch in Genthin, Schmid in Wernigerode, Heyland und Dierickx in 
Recklinghauſen, Cönen und Wippermann in Tecklenburg, Ans in 
Hagen, Müller in Hattingen, Heſſe in Hagen, Langsdorff in Dort: 
mund, Fiſcher in Linz a. Rh. und Kempf in Dierdorf zu Kreisgerichts⸗ 
Rathen, die Amtsrichter Wulf in Segeberg, Jürgenſen in Rödding, 
Möller in Marne, Eitzen in Heide, Matthieſſen in Cismar, Löck in 
Schönberg, Rieß in Hofgeismar, Klapp in Nierer- Wildungen, Dilthey 
in Biedenkopf, Geiſel in Idſtein, Meyer in Osnabrück, Graf von 
Schweinitz in Liebenburg und von Hinüber in Nienburg zu Ober⸗ 
Amisrichtern, die Ober⸗Gerichts⸗Aſſeſſoren Braunbehrens und von 
Bülow in Celle, von Reden in Lüneburg, von Haſſell in Celle, 
Schliephacke in Göttingen, Dr. Fabricius in Osnabrück, Siemens in 
Aurich und Dr. Schmidt in Hameln zu Ober⸗Gerichts⸗Rathen und den 
Landgerichts⸗Aſſeſſor Kaulen in Duſſeldorf zum Landgerichtsrath ernannt. 

Berlin, 10. Mat. [Se. Kaiſerliche und Koͤnigliche Hoheit 
der Kronprinz] kam geſtern Mittag um 12 Uhr von Potsdam 
nach Berlin und beſichtigte gegen 1 Uhr unter Führung des Miniſters 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten Dr. Friedenthal und des 


ö glaubt und durch die Vorlage erſt das Material biesjür Ritterſchafts⸗Directors von Wedell⸗Malchow die Maſtoleh⸗Ausſtellung 


auf dem Viehmarkt. Nachmittags um 2% Uhr nahm Se. Kaiſer⸗ 
liche Hoheit militäriſche Meldungen entgegen und ertheilte ſodann dem 
Kaiſerlichen Geſandten im Haag, Freiherrn von Canitz, Audienz. 
Un 3 Uhr wohnte ae der Leichenfeier des verſtorbenen 
Generals von Breſe⸗Winiary bei, empfing demnächſt um 4% Uhr den 
Geſandten der Vereinigten Staaten von Amerika, Bayard Taylor, in 
Antrittzaudienz und folgte um 5 Uhr der Einladung Sr. Majeſtät 
des Kalſers und Königs zum Diner. Abends um 9 Uhr kehrte Se. 
Kaiſerliche Hoheit nach dem Neuen Palais bei Potsdam zurück. (R.⸗A.) 
O Berlin, 10. Mai. [Geſetz über Vollzug der Fret⸗ 
heitsſtrafen. — Stellvertreter des Ober-Präſtdenten von 
Weſtpreußen. — Zollregulativ für die nach dem Inland 
zurückkehrenden Waaren. — Eiſenbahnen in Preußen und 
in England.] Im Reichs⸗Juſtizamt iſt bekanntlich der Entwurf 
eines Geſetzes über den Vollzug der Freiheitsſtrafen ausgearbeitet; 
durch denſelben wird auch die ſeit Jahren erörterte Frage zur Ent⸗ 
ſcheidung kommen, ob die Leitung der Gefängniſſe und Strafanſtalten 
künftig der Juſliz⸗Verwaltung oder dem Miniſter des Innern zuge⸗ 
wieſen werden ſoll. Es finden darüber z. Z. erneuerte Erwägungen 
in der Staatsregierung ſtatt. — Zum Vice⸗Präſidenten der Regierung 
zu Danzig und damit zugleich zum Stellvertreter des Ober⸗Präſidenten 
von Weſtpreußen iſt der bisherige Ober⸗Regierungsrath und Dirigent 
der Abtheilung des Innern bei der Regierung in Danzig, Herr 
von Salzwedel, ernannt. Auf Grund eines Beſchluſſes des 
Bundesraths vom 25. März iſt nunmehr ein Regulativ über 
die zollamtliche Behandlung von Waarenſendungen aus dem Inland 
durch das Ausland nach dem Inland den Behörden zur Kenntniß und 
Nachachtung überſandt worden. Daſſelbe tritt mit dem 1. Jull d. J. 
in Kraft. — Der Zuſammenſtellung der Ergebniſſe des Betriebes der 
engliſchen und preußiſchen Eiſenbahnen im Jahre 1876, welche das 
„Archiv für Eiſenbahnweſen“ veröffentlicht und deren wir berelts er⸗ 
wähnt haben, entnehmen wir noch folgende vergleichende Zahlen: Die 
Geſammtlänge der Eiſenbahnen betrug im vereinigten Königreich 
27,164 Kilom., in Preußen 17,556 Kilom. Von letzterer Zahl 
kommen auf Staatsbahnen 4659, auf Privatbahnen unter Staatsver⸗ 
waltung 2955, auf Privatbahnen 9942 Kilometer. Das Geſammt⸗ 
Nominalcapital betrug für die Eiſenbahnen Ende December 1876 In 
Großbritannien 13, 164,295,520 M., in Preußen 4,88 9,434,664 M., 
letztere Summe zeigt gegen das Jahr 1875 eine Zunahme von 
310,783,022 M. 
Berlin, 10. Mal. [Der Fall Kalthoff.] Die Kreuzzeitung 
meldet: In der Disciplinarſache des Pfarrers Kalthoff aus Nickern hat, 
wie man hött, geſtern das vereinigte Collegium des königl. Conſiſto⸗ 
riums und des Provinzial⸗Synodal⸗Vorſtandes für Recht erkannt, daß 
der Angeſchuldigte wegen Verletzung weſentlicher Amtspflichten des 
Pfarramtes zu entſetzen ſel. Kalthoff ſoll in dem Termine anweſend 
geweſen ſein und ſich ſelbſt in einer anderthalbſtündigen Rede ver⸗ 


theidigt haben. 
Provinzial- Beitung. 


Breslau, 10. Mai. [Humboldt⸗Verein für Volksbildung! 
n der geſtern Abend ſtattgeſundenen erſten Sitzung des neugewählten 
usſchuſſes, welche Herr Realſchullehrer Dr. Schumann leitete, wurde zus 

nächſt zur Neuwahl des Vorſtandes bebe Es wurden in denſelben 
ewählt die garen Stadtrath Hülle 
uchhändler Priebatſch, Dr. 


rand, Dr. med. Jul. Steinitz, } ces Preiſes, 
chumann, Standesbeamter Graf Dyhern, reicht worden. 


Bürgerſchullebrer Dr. Schieweck und Redacleur Bauer. Da die Herren 
Hüllebrand und Bauer wegen Krankheit in der Sitzung nicht hatten er⸗ 
ſcheinen können, fo konnte die Conſtituirung des Vorſtandes nicht ſofort er⸗ 
folgen. — Die in der General⸗Verſammlung gewählten Mitglieder des Aus⸗ 
ſchuſſes haben die Wahl ſaͤmmtlich angenommen. — Ueber die Verwendung 
des aus dem letzten Vereinsjahr verbliebenen Kaſſenbeſtandes hat nach den 
Statuten die General⸗Verſammlung zu entſcheiden. Es wird zu diefem 
weck demnächſt eine außerordentliche General⸗Verſammlung berufen werden. 
— Die nächſte Monats⸗Verſammlung findet am 23. Mai ſtatt. Herr 
Dr. Schumann wird in derſelben einen Vortrag halten über Wechſel⸗ 
wirkung von Inſecten und Blumen; Herr Conſervator Tiemann giebt ein 
Referat aus dem Thierleben. Derſelbe zeigte in der Sitzung einen im 
Winterſchlaf liegenden Siebenſchläfer. — Zum Delegirten des Vereins zu 
der am 11. Mai in Breslau ftatifindenden General⸗Verſamnlung des 
ſchleſiſchen Provinzial⸗Verbandes der Geſellſchaft für Verbreitung von Volks⸗ 
bildung wurde Kaufmann Hofferichter gewählt. 

* [Die vom G. Schneider' ſchen Reiſebureau (Friedenau b/ B) 
arc Geſellſchaftsreiſen nach Paris zur Weltausſtellung baben heute 
am 10. Mai mit der erſten Reife, ihren Anfang genommen. Nächſte Reife 
am 30. Mai d. J. 


Görlitz, 11. Mai. [Dr. Struve +.] Die hieſigen Blätter melden: 
Geſtern früh ſetzte ein plötzlicher Tod dem Leben eines unſerer geachtetſten 
Mitbürger, des Herrn Profeſſor Dr. Struve, ein Ziel. Namentlich die 
Oberlauſitzer Geſellſchaft der Wiſſenſchaften, welcher der Verſtorbene ſeit 
einer langen Reihe von Jahren angehörte und in der er ein Jahrzehnt 
lang bis zum Jahre 1875 die Functionen des Secretairs verſeben bat, er⸗ 
leidet durch den Hingang des vortrefflichen Mannes einen ſchweren Verluft. 


Canth, 8. Mai. fee biefige Verſchönerungs⸗Vereinj macht 
es ſich zur Aufgabe, unſere Promenade und unſeren Park dem Publikum 
zugänglich und angenehm zu machen, indem er Gänge anlegt und Bänke 
zum Ausruhen ſchafft. Dazu gehören aber Mittel. Um dieſe zu beſchaffen, 
hatte das humoriſtiſche Quodlibet im Verein mit anderen hieſigen Damen 
und Herren zu dieſem Zwecke eine Abendunterhaltung arrangirt, welche 
aus der Stadt und Umgegend ſo ſtark beſucht war, daß nicht Alle 
Platz fanden und die Aufführung wiederholt werden mußte. Ueber die 
Zwecke und die Thätigkeit des Vereins gab ein Prolog Auskunft, welcher 
von Fräulein Dyrenfurth mit großem Verſtändniß und Talent vorgetra⸗ 
gen wurde. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
N (Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Verſailles, 10. Mat. Der Senat genehmigte den Geſetzentwurf 
über den Rückkauf der Eiſenbahnen. 

Bukareſt, 10. Mal. Die Regierung brachte in der Kammer 
einen Geſetzentwurf ein, welcher die Anwendung des Zolltarifes für 
die Producte Englands, Frankreichs, Belgiens, Hollands und Serbiens 
bis zum 1. Juli verſchiebt. 

Trieſt, 10. Mai. Der Lloyddampfer „Espero“ iſt geſtern Abend mit der 
oſtindiſchen Ueberlandpoſt aus Alexandrien hier eingetroffen. 


(Aus L. Hirſch's Telegraphen⸗Bureau.) 
Peſt, 9. Mai. Der oberſte Gerichtshof hat das gegen den 
ſlaviſchen Abgeordneten Mileticd wegen Hochverraths gefällte Urtheil 
auf 5 Jahre Gefängniß beſtätigt. 


Berlin, 10. Mai. [Börſe.] Unter den günſtigen Auſpicien, wie fie 
die politiſche Lage jetzt bietet, entfaltete ſich auch an heutiger Börſe ein 
ziemlich animirter Geſchäftsverkehr, deſſen Reſultat in zahlreichen Cours⸗ 
Erhöbungen ziffermäßigen Ausdruck gewinnt. Eine beſondere Befriedigung 
rief eine Depeſche des „H. T. B.“ aus London hervor, derzufolge die augen⸗ 
blicklich friedliche Situation lediglich der Vermittelung der deutſchen Regie⸗ 
rung zuzuſchreiben ſei. Der Verkehr zeigte faſt auf allen Gebieten 
eine erfreuliche Zunahme, in erſter Linie waren natürlich hiervon die 
Hauptſpeculationspapiere getroffen. Oeſterreichiſche Creditactien gingen ſehr 
lebhaft um und die Notiz konnte wiederum eine nicht ganz unbedeutende 
Avance erzielen. Zu den Deckungen der Contremine geſellten ſich beut 
ſchon vielfache Meinungskäufe. Franzoſen und Lombarden blieben eher ver⸗ 
nachläſſigt. Die öſterreichiſchen Nebenbahnen blieben mäßig belebt, trugen 
aber eine ſebr feſte Phyſiognomie. Zu den beliebteren Deviſen zählten 
wiederum Galizier, Joſefbahn, Rudolfbahn, Eliſabetb⸗Weſtbabn und Böh⸗ 
miſche Weſtbahn. In den localen Speculationseffecten blieben die Umſätze 
klein. Wenn die Notirungen auch grade keine nennenswerthen Er⸗ 
höhungen zeigen, ſo war doch die Stimmung auf dieſem Gebiete 
eine recht feſte. Es notirten Disconto⸗Commandit ult. 112% —113%, Laura⸗ 
hütte ult. 711 72. Sehr ſtill blieb der Verkehr in den auswärtigen 
Staatspapieren und bielten ſich auch die Notirungen fait durchgängig anf 
geſtriger Höhe. Ruſſiſche Werthe machten inſofern eine Ausnahme, als fie 
lebhaft zu 27575 Courſen umgeſetzt wurden. öproc. Anleihe per ultimo 
757 76475 5. Ruſſiſche Noten per ult. 199% —202% —201%. Preuß. 
und andere deutſche Staatspapiere unverändert ſtill. Eiſenbahnpriorit. be⸗ 
haupteten ſich in guter Feſtigkeit, indeß blieb der Verkehr in dieſen Werthen 
ziemlich belanglos. Nur einige einheimiſche Prioritäten, zu denen vor⸗ 
zugsweiſe Görlitzer zu zählen ſind, zeichneten ſich durch größere Umſätze aus. 
Auf dem Eiſenbahnactien⸗Markte hatte ſich die feſtere Stimmung von geſtern 
erhalten und ſchien auch die Kaufluſt eine regere zu fein. Die rheiniſch⸗ 
weſtfäliſchen Speculationsdeviſen hatten gegen geſtern etwas niedriger ein⸗ 
geſetzt, Halberſtädter in guter Frage, auch Potsdamer, Stettiner und An⸗ 
balter beliebt, Görlitzer zogen etwas an, Oſtpreußiſche Südbahn, Breſt⸗ 
Grajewo, Aachen⸗Maſtrichter und Rhein⸗Nahe⸗Bahn beliebt und lebhaft. 
Von Stamm Prioritäts⸗Actien zogen Halle⸗Sorauer und Rumänier 
etwas an. Bankactien ſehr feſt, aber in geringem Verkebr. Preußiſche 
Centralbodeneredit höher und belebt, Berliner Handelsgeſellſchaft beliebt und 
fteigend. Deutſche Bank erhöhte bei regem Geſchaft diefNoniz. Norddeutsche 
Grunderedit beſſer. Eſſener Credit ſteigend. Thüringiſche Bank höher. 
Brüſſeler Bank zog etwas an, für Spritbank Wrede zeigte ſich rege Frage. 
Breslauer Disconſobank anziehend. Induſtriepapiere meiſt ſehr ruhig, aber 
im Allgemeinen recht feſt. Continental⸗Gferdebahn beſſer, Tivolibrauerei 
ſteigend, aus Friedrichshain zu höherer Notiz beliebt, Deſſauer Gasanſtalt 
erhöhte die Notiz. Von Maſchinendau⸗Actien waren Egells, Freund, Suden⸗ 
burger höher. Oberſchleſiſcher Eiſenbahnbedarf ſehr beliebt, Görlitzer Eiſen⸗ 
babnbedarf behauptete ſich gut, Berliner Eiſenbahnbedarf in guter Frage. 
Gelſenkirchen und Rhein.⸗Naſſauiſches Bergwerk hoher, Mechernicher ſteigend, 
Hibernia und Lauchhammer matter. 

Um 2% Uhr: Reſervirt. Credit 359, Lombarden 118,50, Franz. 418, 
Reichsbank 154, Disconto⸗Commandit 113,75, Laurahütte 72,50, Türken — 
Italiener 71,10, Oeſterr. Goldrente 59,75, do. Silberrente 54,10, do. Papier⸗ 
rente 51,40, Ungariſche Goldrente —, 5proc. Ruſſen 75,87, alte 76,50, 
Köln: Mindener 94,25, Rheiniſche 104,25, Bergiſche 70,37, Rumänen 27,80, 
Ruſſiſche Noten 201,25. ne 

Coupons⸗Courſe (nur für Poſten). Amerik. Bonds⸗Cp. 4.155 bez. 
do Papier⸗Cp. 4,13 bez., Oeſt. Silb.⸗Rent.⸗Cp. 175 bez., do. Eiſenb.⸗Cp. 175 
bez., do. Papier⸗Rent.⸗Cp. 165,75 dez, Ruſſ. Cp. 200 bez., Ruſſ. Engl. 
Anl.⸗Cp. 20,45 bez., Franz. Cp. 81,05—81 bez., Diverſe engl. 20,24 bis 
20,08 bez., Rum. Cp. — bez. 


$ Breslau, 10. Mai. [Die Kohlenförderung] im Oberbergamts⸗ 
bezirk Dortmund ergiebt nach einer uns vorliegenden 'ſtatiſtiſchen Zuſammen⸗ 
ſtellung für das erſte Quartal des laufenden Jahres 91,078,945 Centner 
gegen 81,970,532 Centner im gleichen Quartal 1877, alſo fitr- 1878 eine 
Mehrproduction von 9,108,413 Centner, obgleich in dieſem Jabre nur 213 
echen in Thätigkeit waren, 1877 dagegen 217. Abgeſetzt wurden in den 
Monaten Januar, Februar und Marz d. J. 90,265,346 Centner, im Vor⸗ 
jahre 81,130,261 Centner, alſo dieſes Jahr mehr 9,135,082 Ceniner. Die 
Zahl der Arbeiter betrug pro 1878 73,820, dagegen 1877 74,076, alſo im 
vorigen Jahre 247 mehr, woraus ſich das überraſchende Reſultat ergiebt, 
daß bei geringerer Arbeiterzahl eine 9920 weſenulich höhere Geſammtleiſtung. 
alſo auch verhällnißmaßig böbere Leiſtung des einzelnen Arbeiters ſich 
berausſiellt. — Der Geldwerth der Kohlen iſt aber in dieſem Jahre pro 
Centner um 2,34 Pf. zurückgegangen, er beirug im erſten Qual 1877 
25,69 Pf., im laufenden Jahre nur 23,35 Pf. Nicht jo günitig Stellt ſich 
der Erfolg der erſten drei Monate d. J. im Ngergleich mit der Jehten drei 
Monaten 1877, denn in ben letzteren wurd en mehr gefördert 10.6 45,354 
Centner, mehr abgeſetzt, 11,899,653 Centner, % wurden 2958. Arbeiter mehr 
beſchäſtigt und der Geldwerth betrug pro Centner 1,22 Bi. mehr, dach er. 
klaͤrt ie Rückgang im laufenden Jat,re dadurch, daß eine große Anz 
zahl Zechen im Januar d. J. eine Conver Aion auf Redution der Förderung 
um 10 pCt. abgeſchloſſen haben. Der Z bed dieſer Uroereintunft, Hebung 
iſt allerdings, wie ſich aud. Obigem ergiebt, bis jetzt nicht ers 


Für die 53 Hüttenwerke des h, Dberbergantäbenicte Dortmund ſtellt 
ſich bei Kaden den der Robpraduch ion des eriten Quartals 1878 gegen 
die des gleichen Zeitraums 1877 eine erfreuliche Zunahme zu Gunſten dieſes 
Jahres beraus, allerdings iſt dieſelbe größtembells nur durch Uebernahme 
don in Submilfion vergebenen Arbeiten zu fo gedrückten Preiſen Fache 
‚worden, daß von Verdienſt kaum die Rede fein kann und auch nur ſehr 


niedrige Arbeitslöhne gerablt werden können. Die Mehrproduction in dem, 


bezeichneten Quartale dieſes Jahres betrug an Robeiſen 285,052 Gentnr;s, 
an Puddelofen⸗Luppeneiſen und Robſchienen 493,049 Centner, an Beflerser: 
ſtahl⸗Gußbloͤcken 273,722 Centner, an Martinſtahl⸗Gußblöcken 97,421 Ceatner. 


Berliner Börse vom 10. Mai 1878. 


3 Course, 


Fonds- und Gold-Gourse, 
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40. II. Emission 864,00 6 Marienhütte . 0 — 4 4d 
. . kr. 18.50 0 Oschl, Eisanwerke 2 — 1 — — 
Gal. Carl-Ludw.-Bahn. 1 Red enhütte — AMT 
4. Lage Fang 8400 bes [Behl.Kohlenwerkel 0 — 4 | 50 n 
Kaschau-Oderberg . 5 | 59,60 ba Schl2inkh,-Action] 71 f 8058 8 
Dag. Nordostbahn .. 5 | 55,90 28 do. B8t,-Pr.-Act, 2 2 U —.— 2 
Ong. Ostbahn 5 68225 bak Tarnowita, Bergb. 2 N 00 0 
berk- Czernowitz. 8 4450 ur Vorwärtshütte, .. — 
„ 54% 5 5 
2 > 11 5 88,10 v2@ fBaltischer Ilona. — r , 6 
ede Gronzbahn.|ö 50,50 bac .|Bresi. Bierbrauer. 0 0 r 3 
e, R Oentralb. fr. 19.00 520 IBresl. E.-Wagenb. n 1 — 
II.. tr. 16,00 ba do, ver. Oelfabr.] 3, [— 4 —.— a 
3 Rudolf Bahn s 64,0 28 jErdm, Spinnerei . 0, 0 1 2 > 
Oosterr, . 5 215505 ‚SF, — 2823 905 7 a 
[27 . 
do, südl, 3 3 2817059 S IF. O.-Schl. Eisenb.-B,| 0 oe 4 | 29,50 eꝗ bd 
40. neue 3 293,60 bz L * „ 7 4 übe 
de. Obligationen|5 | 75,10 bsB |; do. Porzellan] 8 1 |4 | 34,00 
end,-Oblig. 6 | 73,75 B JW 10 — 4 32 
* ‚Wien IL 5 ‚00 B 
do, III 5 — — 
40 W. 81,15 ba Bank-Discont 4 501 
60, V.. 74,00 bıB Lombar 


1 Gekündigt — Gr. Kündigungspreis 


ee Ceurſe und Boͤrſen⸗Nachrichten. 
(9. A Patis, 10. Mai, Abends. Seen. 3% Nenten 
7, Neue ſte Anleibe de 1872 109, 57, Türken Staatsba 

, —, Neue Egypter —, —, Banque oltomane —. —,. gg 71, 75, 
Cgemins égyptiens —, —, öſterr. pe —, —, ungat. Goldrente — 
Spanier —, neueſte Ruſſen de 1877 77, att. 


Frankfurt a. M., 10. Mai, us 2 Uhr 30 Min. [Schluß ; 
Courſe.] Londoner Wechſel 20, 405. Pariſer Wechſel 81, 17. jener 
Wechſel 166,60. Böhmiſche Weſtbahn 142%. Eliſabeibahn 139%. Galizien 
202%. Franzofen*) 208%. Lambarden*)59%. Nordweſtbahn —. Silben 


rente 54. Papierrente 5l%. Goldrente 59%. Ungar. Goldrente 71. 
Aach —. Ruſſiſche Bodencredit 70. Ruſſen 1872 Ik; Neue ruſſiſche 
78 76%. Amerikaner 1885 99%. 1860er Leoſe 102%. 1864er Looſe 
5, 00. Creditactien“) 178%. Oeſterr. Nationalbank 663, 00. Darmit. 
8051 106%. Meininger Bank 74. Heſſiſche Ludwigsbahn 1. Ungariſche 
Staatslooſe 142, 00. do. Schatanweiſungen, alte, 99 atzanwei⸗ 
Ba neue, 93 e eee wre 4 N: nen 1 02%. 
ei nt ilbercoupon —. olfsbahnactien —. 
280185 Ib der Bürge Gew 70 45 
a uß der e: Creditactien 179%, Franzoſen 209%, Lom⸗ 
barden —, Galizien 202%, 1860er Looſe —, ungariſche Goldrente 59% 
neueſte Ruſſen 76%, Goldrente — che = 
*) per medio ver ultimo. 


reſp. 
amburg, 10. Mai Nachmittags. [Schluß⸗Courſe. Hamburger 
St. 12 -A. 115 Silberrente 53%, Goldrente 59%, ee 178%. 
1860er Looſe 103%, Franzoſen 522%, Lombarden 149, Italien. Rente 70% 
Neueſte Ruſſen 76, Vereinsbank 123, Laurahütte 71, Commerzbank 97, 
Norddeutſche 133% ey 2% Intern. Bank 70, Amerikaner de 
1885 96%, Köln⸗Minden. St.⸗A. Rhein. Eiſenb. do. 10444, Berg. 
Mark. do. 70%, Disconto 2% ihn — Schluß abgeſchwächt. 

Silber in Barren pr. 500 Gr., fein Mk. 79, 25, Br., 78, 25 Gd. 

Wechſelnotirungen: London lang 20, 29 Br., 20, 5 5081 London kurz 
7 00 ni * Fe 8 ©, 167, — — Br., 73 60 Gd., Wien 

r., 163, d., Bari: r 5 — „ Peters 

Wedel 201, 00 Br., 195, 00 G 1 — 5 

Hamburg, 10. Mai, — "(®etreivemartt] Weizen loco ruhig, 
auf Termine flau. Roggen loco und auf Termine flau. Weizen pr. Mar 
222 Br., 221 Gd., ver Juni⸗Juli per 1000 Kilo 217 Br., 216 Gd. 
Roggen per Moi 150 Br., 148 Gd., per Juni⸗Juli ver 1000 Kilo 144 Br., 
143 Gd. Hafer ſtill. Gerſte flau. Rüböl matt, loco 674, pr. Mai per 200 Pfd. 
67%. — Spiritus geſchäftslos, ver Mai 43%, pr. Jag e 43 1, per. Juli⸗ 
Auguſt 45, per 200 September pr. 1000 lier 100% 46. Kaffee bes 


bauptet, Umjag 2 Sack. — Petroleum feſt, Standard white en 
10, 75 Br., 10, 90 G5. pr. Mai 10, 60 Gd., pr. Auguſt⸗December 11, 
Gd. — Wetter: Schön. 


Liverpool, 10. Mai, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht. 
Muthmaßlicher Umſatz 8000 Ballen. Stetig. Tagesimport 18,000 Vale, 
davon 17,000 B. amerikaniſche. 


Petroleum loco per 100 Kilo inel. Faß 24 M. bez., ber Mei 23,6 Marl bez. 


per Mai⸗Juni — M. bez., per September⸗October 24,6 M. bez., ibr.s 
November 25,3 Mark 4 20 Br Nobbr. — M. rg 8 Rio, pe Ie 
1. Gekünd digt — Kündigungspreis — 


Spiritus loco . 1 ap 955 rk bez., per Mai 53,1—52,9 Mark 
bez., ver Anal ben 53,1—52,9 Mark bez., per Juni⸗Juli 53, 5—531 bis 
E er bez. * ang 54,6—54,1 M. bez., per Auguſt- September 
55.— 3, per Sepiember-Detaber — M. bez. Gekündigt 10,000 
Sm ee 53 Mark. 


Breslau, 11. Mai, 9½ Uhr Vorm. Am heutigen Markte war die 
er im Allgemeinen ſehr ruhig, bei färtetem 1 Angebot Preiſe us 
Wei es 1 ruhiger Haltung, pr. 100 Kilogr. fehle weißer 19,00 
bis 20, 60 Mark, gelber 18,80 — 19,80 bis er Kae Sorte 
aber Rat Bit feine Quali balt 
oggen, nur feine Qualitäten . altend, pr. 100 Kilogr. 12,80 —13,80 
vis 00 Dart Teint Sorte b 109 bejaht 1 
Ge e w * n —— 
Gabe 140 45.400 e kr pr gr. neue 13,30— 14,50 Mark, 
9250 Ai „matter kung, pr. 100 Kilogr. neuer 11,10—12,30—13,00 


Mais gut behauptet, pr. 100 Kilogr. 11,40—12,00—13,50 Mark. 

Erbſen ſchwächer angeboten, pr. 100 Kilogr. 14 ‚00—15,00—17,00 Mark. 
Bobnen obne Angebot, pr. 100 Kilogr. 19,00 —19,50 bis 20,00 Mark. 
Lupinen, nur feine 2 ae pr. ‚200 Kilogr. gelbe 9,10 


bis 1 


bis 10,30—11,00 Mark, blaue 8, — 
Wicken ſc bg vr. 100 Kilogr. 0 20—11—11.80 Mark. 
ze netto in art und 

Schlag⸗Leinſaat 80 55 — 
Winterraps 21 25 25 50 50 
Winterrübſen 30 — 29 — 27 — 
sms bſen 28 > 26 50 25 — 

Fele 24 23 50 21 50 


Lein 

Raps kuden bebauptet, pr. 50 Kader 7.407,60 Mart. 

Leinkuchen unverändert, pr. 50 Kilogr. 8,70— 9,20 Mark. 

Kleeſamen l rother pr. 50 Allegr. 32—42—47—52 Mark, — 
weißer pr. 50 Kilogr. 40 —57—65—70 Mark, hochfeiner er Notiz. 

Thymothee nominell, pr. b. 50 Kilogr. 15—19— 20,50 Mar 

Me h! ohne Aenderung, — 100 Kilogr. Weizen fein Bi ‚00 — 32,00 
Mark, Roggen 1 21,50—22,50 Mark, Hausbacken 20,00—21,00 Mart, 
Roggen⸗Futtermehl 9,50--10, 25 Mark, Weizenkleie 8,25—9,00 00 Mark. 

Heu 2,50— 2,80 Mark pr. 50 Kilogr. 

Rog genſtrob 19,00 —21,50 Mark pr. Schock & 600 Kilsar- 


Berlin, 9. Mai. Berfiherungagefellfharten] (Der Cours vers 
ſteht ſich in Mark per Stück franco Zinſen, die Dividendenangaben in Pro⸗ 
centen des Baareinſchuſſes.) 


Liverpool, 10. Mai, Nachmittags. aumwolle.] (Schluß bericht. ETE 5 
e e e Sean ana Or 100 Ban — Pr: 
etig utures } eure ü ; 8 n 
Dianefter, 10. Mai, Nachmittags. 121 Water Armitage 7%, 12 a ene Seifen 
Water Taylor 7%, 20r Water Micholls 8%, 30r Water Gidlow 8% 2 2 5 
Ver Mareops nella Henle 9 4 8.50 bl bie Beton W eo 
r Warpcops Quali wlan ouble Weſton . € 3 
Weſton 12%, Printers 1.750 4%, Sus. 90. — Preiſe anziebend. . . 2 2 | Br 728 7 = 
e e ee Salup-Courie.] 4 0. Berl. Land⸗u. afra B.-G. 20 — 500 „ 735 ® 
SM. 100, N ris 1 32240 S4 he ji en A abe (gest 1 250 Berl. Feuer⸗Verſich.⸗Anſtalt 28 | 30 1000 „ „ 2300 B 
a a rämien⸗Anle ge e eee 0 r 
,  aeig 1uer | 100.8 
nk 112 1, Fawn e Fr 3 . Gifenbahn 224, Ruff. Bodeneredit Colonia, Feuer: 1 50 . zu Köln | 55 — 1000, „ 6810 8 
Petersburg, 10. Mai, Nachm. 5 Uhr. [Bsooustenmartt.) Talg loco Faust . er u Im 16 18 1000 „ | m 190 &. 
64,00. Weizen loco 15, 75. Roggen loco 9, 25. Hafer loco 5, 75. Hanf Deuiſcher Lloy zu Berlin i 705 4 
In 43, 0. Srinioat © Bar) Hide 2b, = en Wen Daulſche Trevor. Berſch G.: 12%] 1000 „ 200 be 
Peſt, 10. Mai, Vorm. Il (Bropuctenmastt, 8 loco] Dresbe llg. Transport⸗V.⸗ 50/50 1000.” 16 T 1490 8. 
und Termine ftill, ver dab 10, 30, Gd., 10, 35 Br. — Hafer 5 9468 Sun net 2 port⸗ ef Be „ [10% —— 
uni 6, 20 0 9, 6, 5 Mais, Banat, ver Mal Juni 7, 10 Gb, 15 Ableſelder Feng, . e Er nö 200 2 
Paris, 19. Mai, Nachm. [Broductenmark) (Schlaßbericht) Wenn ee 1 13 18% 800 „ „3380 
rubig, per Mai 32, 50, per Juni 32, 50, per Juli⸗Auguſt 32, 00, per Sept] Gladbacher Feuer⸗Berſich⸗Geſ. 1518 1000 | ” | 1850 G 
December 30, 00. Mehl behauptet, pr. Mai 68, 25, per Juni 68, 00, pr. Kölniſche Hagel⸗Verſich. 1 15 6 500 1 * 292 . 
Juli⸗ August 67, 75, pr. September⸗December 64, 50. Nüböl weichend, Kölniſche Rücderſich⸗Geſ ....... Rll . > 
der Dia 02, 55, per Juni 92, 25, per Nat daa 91, 00, per September: | eipziger Feuer: Naa Gef... 100 — 1000, „ 8870 5 
December 90, 00. Spiritus ruhig, per Mai 60, 00, per September⸗Decem⸗ Magdeburger Allg. A0 aa 5% — 100 „ vou 280 B. 
ber 60, 00. 10. Better: —. 11/18 Magdeburger Feuer⸗Verf. 1977 22% 1000 „ 20 1880 B. 
Paris, 10. Mai, Nachm. Robzucer matt, Nr. 11/13 pr. Mai pr, 100 | Magdeburger 9 0 ich ie. 11707 500 220 G. 
Klar. 56, 00, Nr. 5 7/9 pr. Mai per 100 Ki 605 62, 00. Weißer Zucker Magdeburger Lebens⸗Berſich⸗Gef. El 500225 8. 
Sie e Kilogr. vr. Mai 68 0 ber Juni 66, 00, br. en Rückverſich. ‚Oel... 9%) 9%] 100 , voll] 424 G. 
uli⸗ 
Autwetßen, 0 Maß Nagetengs 4 he 50 M. ‚[Betseivemarhl unn Berlin (0% Bol San -|-| < — 
ntwerpen ai, Nachmittag r etreidemark! 2 a 
(Schlußbericht) Weizen flau. Roggen zubig- ade ſtill. Gerſte angeboten. Andern, bene, 00 W a N. 9% 8 3 — 193000 G. 
Antwerpen, 10. Mai, mittags 2 U. va en Br, per Mal Oldenburger Verſich.⸗ Ge 617 500 „ „ 315 8. 
(Schluß bericht.) 2e Type weiß, loco 220% r., ai] Preuß. Hagel ei. are 17 | 5|. 50, „ 1280 G. 
—, per Juni 2 te * Br., per September 28 Br, ei September, 25 bene Be ae 75 71 7 500 „ „ 230 bez. B. 
December An reuß. Ralle Be zu Stettin | 24 2, 400 4 25 855 B. 
Bremen, Mai, Nachm. Petroleum feſt. (Schluß bericht.) Standard | Providentia, V.⸗G. u Frankf. a. M 21 122% 1000 Fl 10 630 G. 
white loco 10, 40, pr. Juni 10, 55, Juli 10, 75, pr. Sepibr. 11, 10, per] Rheiniſch⸗We iſcher — d. 20 — 1000 620 G. 
Auguſt⸗ December 11, 40. R einc We Naber ich.⸗Geſ. 2 50 88 75 3 205 G. 
Leipzig, 10. Mai. [Des Erträgniß der Allgemeinen Deutihen| Sächſiſ erfi 170 e „ ( 360. G. 
Grevit-Anftalt] pro 1. Quartal edi ſich auf 534,918 Mark, gleich Se e Feuer: . Gef 146 2 500 „ 20 ig 
1% vét. oder 7 pCt. per Anno. men, ale, . Hagel Selſich⸗ 1000 „ „ B. 
Berlin, 10. Mai. [Producten Bericht.] Es war 5 der verfloſſenen ef. in Weimar. . . 10 500 „ 312 G. 
Nacht wieder recht kalt, indeſſen iſt die Temperatur im Laufe des Vormit⸗ Biden u Berlin, Allgem. Verſ.⸗ 5 
tags ſchnell geſtiegen. Rog ö 24 1000 „ „ 1740 G. 


en wurde san angeboten auf ſpätere Sichten 
und die nachgebenden Preſſe e, zu welchen verkauft werden mußte, haben au 
den Werth des laufenden Monat etwas benachtheiligt. Bo get recht 
ſchwerſallig. — Roggenmehl etwas billiger verkauft. — Weiz ehr 
au, die Käufer ſind eingeſchüchtert und erſt m anfchulich . e ten 
orderungen kam es zu einigem Umfag. — Hafer loco vernachlaſſigt. 
mine matt. — Rüböl wurde etwas mehr angeboten, der Umſaß i zu etwas 
berabgeſetzten N ee gut geweſen. — oleum ſtill. — Spiritus 
7 . x 5 uſt L a erſchoͤpft zu haben, 
e entſprach heute den mäßigen Anerbietungen kaum. 
» Weizen loco 4 - pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert, gelber 
märkiſcher — Mart, weißer udermärt. 220 M., 4 12 galiz. 180 bis 
191 M. ab Bahn bey, per Mai 219-218% 9 8 ni 40 
bis 215—215%½ M. bez., ver Juni⸗Juli 217 * 1871 —2 
92 ua 2114 —209— 209% M. bez., per 3 1306 
is 206%, M. bez. Gelündigt 2000 Gentner. Kündigungspreis 216 Mark. 
— geg he loco 130—155 M. pro — Kilo non 1 gefordert, ruſſ. 
130—137 Mark bez., fein. ruſſ. — defect M., inländ. 
140—151 Mark, Belek, 1 — 820 ab Bahn 140 175 bez, per Mai 
152—151% M. Juni 146 — 146 „ per Juni⸗ za 


1434 —142%, N. Dr be lu Au galt 1422, iu . bez, per 
11555 October 143, —142 N EN Geland. 3 PER ann 
151% M. — Gerste Ioco 115--200 Dart m nach ae geſordert. — Mais 
per 1000 Kile loco alter — Mark nach Qu en arab. — Marl, 
1 0 beſſarab. — 51 100 0 n b 55 ie ab Wagen bez. — Hafer 
rerbiſder 135 1 11 a b wulf 110 e l ü e 
eußiſcher 125— a: ruſſiſcher 110— t #3. pomin 
130138 M. bez f 1 40 1105 Marl bez., Ebner 1900 EN 
bez., feiner weißer aliike 143-147 M., R. da 127 ab Bahn b 
per Mai 137 Mark bez., 55 Mai⸗Juni 137 ez. ver Juni⸗Juli 138 
bez ‚per ZuliAuguft 189 Mark bez., per September⸗October 142 bis 
141½ Mark bez. Gel. tr. Kündigungsv eis — Ma rk. — Erbſen: 


— 1: 20, 0018, 

incl. Sad Nr. 0: An 

Roggenmehl pro 100 Rio Br. Nr. 0 und 1: ie Sad Re ei 19, 72 

bez., ver Mai⸗Juni 19,65 M. bez., per Juni⸗Juli 19,80 925 

Juli⸗Auguſt 20 Mark bez., per Auguſt⸗September — Mark 

tember⸗October 20,05 Mark bez. Gekündigt 500 Centner. auch n beh. 
19,65 M. — Oelſaaten: Raps 310—330 M. bez., Rübſen 310—3 

— Nüböl pro 100 Kilo loco ohne Faß 65 M. bei, mit Faß 66,3 M. he 

per Mai 64,7—65 M. bez., per Mai⸗Juni 64,4—64,6 Mark bez., per Juni⸗ 
uli 68,5—63,7 M. bez., per Juli⸗Auguſt — Dart bez., per September⸗ 

ber 62, 3—62— 62,2 Mark bez., per November 
— 5 Leinöl loco 63 3 m. va 17 


J 
Meteorologiſche n ungen auf der königl. Univerſitäts · 
Sternwarte zu Breslau. 


Mai 10., 11. Nachm. 2 U Abends 10 Ubr.] Morgens 6 Uhr. 

Lu e222 25 650185 25. 27005 
Lu ruck bei 0°, . 1 333 05 832" ‚94 1 33311 
Dunſtdruck. eden 288 | 2 28 | 2.06 
Dunſtſättigung 68 pt. et. 80 pCt. 
Wind.. 0. 1. 51. O. 1. 
Metter beiter. heiter. beiter. 
Wärme der Oder + 90 


.. . ... , PTR TER 
Breslau, II. Mal. [Maſſerſtand.) DB. 4 N. 96 Em. 1.8. — M. 4 Cm, 


ieb's weiter I Nr. 35 der Fortſchritt⸗Tractätchen von Theodor 
ne ift 1 ießlich dem Fa Kalthoff gewidmet, der 
Zeit mit Recht jo viel Auſſeben 8 0 5595 Jorlſchritts⸗Tractätchen And 
nur durch den Herausgeber ſe u beziehen. Man kann auf jede ber 
liebige Anzahl von Nummern a ga och A auch jede Nummer eins 
zeln zu haben. Jede Nummer koſtet 5 Pfennig 


nädige Fügung iſt 

1 WN Mutter, Schwie⸗ Lobe Theater. 2. 
ermutter und Großmutter, die perw.] Sonnabend, den 11. Mai. Zum 1. 
au Paſtor 706620] Male: „Jeanne, Jeannette, Jean⸗ 
Auguſte Riedel, neton.“ Romiſche Oper in 3 Acten 
geb. Weniger, a! Berta ie bot 1 —— 
355 längeren Leiden Fun Abends Aus den Fran ſiſ uf erfeht port 

8 Uhr, im Alter bon ahren ſanft r. 5 N. I 1 Scene geſe 
e e e 

it der Bitte eilna 
rl mien dieſe traurige Nachricht den ene ee „Jeanne, 
1. 


Jeannette, Je 


der  reeniien wunſcht in alf 
ebenen. in allen 
Brieg, Ku, . e Ein Student Gymnaſial⸗ und 
igsbru Realfächern Privalſtunden zu ertheilen. 
de n 105 ai 1878. Auf wre 1 0. . 
i H eres auf ge r. unter 
1 e Sonntag, Nachmittag 5 7 die Erpeb. der B * Sia 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein 
Druck von Grab, Bar . Comp. (W. Sean on Breslau. 


vie 


